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Dabei ist aber die Betriebssicherheit unserer ISOCOMPACT-Schaltfelder größer als die 

von Schaltanlagen offener Bauweise. Denn alle unter Spannung stehenden Teile sind in hochwertigem 
Isolierstoff eingeschlossen, wodurch volle Phasentrennung und ein Höchstmaß an Sicherheit gegen 
Kurzschlüsse erreicht wurde. Da außerdem die ISOCOMPACT-Schalteinheiten leicht ausfahrbar und 
deshalb gut zugänglich sind, ist auch das Bedienen bei unserer 

ISOCOM PACT-Bauweise wesentlich gefahrloser als bei offener Bauweise. 
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Keine Entschädigungspflicht für Leitungsverlegungsrecht 


Von Bernd Willers, Hagen*) 


DK 347.472.3 :347,235:621.315.1 


Der Verfasser untersucht, welche Bedeutung ein rechtskräfiig gewordenes Urteil des Oberlandesge- 
richtes Hamm für die Entschädigungspraxis bei Benutzung landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzter 
Grundstücke für Hochspannungsfreileitungen hat. In dieser grundlegenden Entscheidung wird klarge- 
stellt, daß eine objektive Wertminderung eines Grundstücks allein durch eine im Grundbuch eingetra- 
gene Leitungsdienstbarkeit, die Festlegung eines Schutzstreifens, das Recht zum Betreten des Grund- 
stücks und die Begründung etwaiger Gefahren nicht anerkannt werden kann. 


Seit einigen Jahren ist die Frage nach der Höhe der Ent- 
eignungsentschädigung oder überhaupt der Entschädigung 
des Grundstückseigentümers bei Überspannung von Grund- 
stücken mit Hochspannungsleitungen umstritten. Vorallem 
beilandwirtschaftlich genutzten Grundstücken wird von den 
Landwirten und ihren Interessenvertretern die bisher geübte 
Entschädigungspraxis der Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) heftig, vielfach jedoch wenig überzeugend, angegrif- 
fen!). 


Bei dem hier entschiedenen Fall handelte es sich um die 
Frage nach der angemessenen Entschädigung bei Überspan- 
nung des Gartens eines Villengrundstücks mit einer 110-kV- 
Hochspannungsfreileitung, die durch eine beschränkt per- 
sönliche Dienstbarkeit grundbuchlich zugunsten des EVU 
gesichert war. Die Grundstückseigentümerin hatte im Ent- 
eignungsverfahren zunächst eine Entschädigung von 10000 
bis 20 000,—DM verlangt. Das EVU wolltenur diesogenannte 
„Anerkennungsgebühr’ zahlen, da nach seiner Auffassung 
eine objektive Wertminderung des Grundstücks nicht ge- 
geben war. Der Enteignungskommissar ließ ein Gutachten 
von zwei vereidigten landwirtschaftlichen Sachverständigen 
fertigen, die ebenfalls eine objektive Wertminderung des 
Grundstücks durch die Hochspannungsfreileitung vernein- 
ten und nur die Zahlung einer Anerkennungsgebühr für 
überspanntes Gartenland von 0,20 DM/m? vorschlugen. Der 
Enteignungskommissar schloß sich den Ausführungen des 
EVU und der Sachverständigen an und sprach der Grund- 
stückseigentümerin für den in Anspruch genommenen 
Schutzstreifen in einer Größe von 330 m? einen Betrag von 
66,— DM zu. Hiergegen erhob die Grundstückseigentümerin 
Klage vor dem Landgericht und verlangte eine Entschädi- 
gung von „mindestens 2000,— DM“, die sie so errechnete, 
daß sie behauptete, der Wert ihres Villengrundstücks von 
insgesamt 200000,— DM sei durch die Überspannung mit 
der Hochspannungsfreileitung und die Eintragung der be- 
schränkt persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch zu- 
gunsten des EVU um mindestens 1% gemindert, was einem 
Betrag von mindestens 2000,— DM entspreche. Die ur- 
sprünglich geltend gemachte Entschädigungsforderung hat- 
te sie somit schon auf !/,, reduziert. Das EVU (Beklagte) 


*) Rechtsanwalt Dr. jur. B. Willers ist in der Rechtsabteilung 
der Kommunales Elektrizitätswerk Mark Aktiengesellschaft tätig. 


1) Vgl. hierzu: Wolters, F.: Enteignungsrechtliche Entschädi- 
gungsfragen — Benutzung landwirtschaftlich genutzter Grund- 
stücke für Hochspannungsfreileitungen. Elektrizitätswirtschaft 
Bd. 59 (1960) S. 281 bis 285 und 700 bis 702; Nordalm, D.: ın 
Recht der Landwirtschaft Jg. 1958 S. 113 ff. 


hatte die festgesetzte ‚„Anerkennungsgebühr‘ im Rechts- 
streit nicht angegriffen. 


Die Gründe, welche die Grundstückseigentümerin vor- 
brachte, um einehöhere Entschädigung zu verlangen, decken 
sich in den entscheidenden Punkten mit dem üblichen Vor- 
bringen der Landwirtschaft bei Entschädigungsfragen, ins- 
besondere Behinderung bei der Nutzung des Grundstückes, 
Rechtsverlust durch die Eintragung einer Leitungsdienst- 
barkeit zugunsten des EVU, erhöhte Unfallgefahr durch 
die Leitung, Beeinträchtigung des Beleihungswertes, der 
Verkaufschancen, der Liebhaberinteressen, Minderung des 
Verkaufswertes usw. 


Dabei berief sich die Grundstückseigentümerin besonders 
auf den Prozeß VEW ./. Stens?). Ganz abgesehen davon, daß 
dieser Prozeß immer noch nicht rechtskräftig entschieden ist 
— nach der Zurückweisung hat das OLG Hamm erneut am 
14. 3.1961 (Aktenzeichen 10 U 3/60) entschieden; die Sache 
befindet sich z.Z. wieder beim BGH in der Revisions- 
instanz —, wird von den EVU den entsprechenden Behaup- 
tungen der betroffenen Grundstückseigentümer und den In- 
teressenvertretern der Landwirtschaft immer wieder ent- 
gegengehalten, daß es schon wegen der besonderen tatsäch- 
lichen Verhältnisse im Prozeß VEW ./. Stens nicht angehe, 
jenen Rechtsstreit als Musterprozeß zu behandeln. Es war 
daher interessant zu erfahren, wie das OLG Hamm selber 
zu den Behauptungen stand; denn die beiden Berufungs- 
entscheidungen im Prozeß VEW ./. Stens (Urteil v. 24.6.1958 
— Aktenzeichen 10 U 12/57 — und v. 14.3.1961 — Akten- 
zeichen 10 U 3/60 —) hat der gleiche Senat gefällt, der auch 
im vorliegenden Fall das Urteil gesprochen hat. 


In der mündlichen Verhandlung wies der Senat die Klä- 
gerin darauf hin, daß der Prozeß VEW ./. Stens auf keinen 
Fall als ein Musterprozeß angesehen werden könne. Das 
betroffene landwirtschaftlich genutzte Grundstück liege in 
unmittelbarer Nähe einer Ruhrgebiets-Großstadt, beider- 
seits an einer mit Kanalisation und Versorgungsleitungen 
versehenen und zum großen Teil schon bebauten Straße, die 
Siedlungsgebiete hätten sich von zwei Seiten bis auf 150 bis 
200 m an das Grundstück herangeschoben. Es ginge auch 
nicht an, daß man einzelne Sätze aus den Entscheidungs- 
gründen herausgreife, wie es in Presseveröffentlichungen 
und Anmerkungen zu diesem Urteil wiederholt geschehen 
sei; denn dadurch würden bei den betroffenen Grundstücks- 


2) Vgl. Urteil des BGH vom 9.11.1959, veröffentlicht inMDR 
1960, 119; Rechtsbeilage zur Elektrizitätswirtschaft Jg. 21 
(1960) 8. 38 bis 40. 


eigentümern Vorstellungen und Hoffnungen über zu erwar- 
tende hohe Entschädigungen geweckt, die einer kritischen 
Nachprüfung nicht standhalten könnten. 


In weiten Kreisen der Landwirtschaft wird auf Grund 
solcher mißverständlicher Veröffentlichungen und Ausle- 
gungen des Urteils VEW ./. Stens tatsächlich die Auffassung 
vertreten, als habe das OLG Hamm die Entschädigung bei 
überspannten landwirtschaftlich genutzten Grundstücken 
generell und für alle Fälle auf 1,— DM/m? festgelegt. Mit 
solchen irreführenden Hinweisen wird den betroffenen Land- 
wirten am wenigsten gedient. Die Entschädigungsverhand- 
lungen werden unnötig erschwert und wenn es zur gericht- 
lichen Entscheidung kommt, gibt es Enttäuschung und 
Verärgerung. Die von einer Leitungsüberspannung betrof- 
fenen Grundstückseigentümer sollten sich daher bei ihren 
Entschädigungsforderungen die nachstehend aufgeführten 
grundlegenden Feststellungen aus dem vorliegenden Urteil 
vor Augen halten, wovon übrigens auch der BGH und das 
OLG Hamm in dem Rechtsstreit VEW ./. Stens nicht ab- 
gewichen sind. 


l. Das Verbot, innerhalb des sogenannten Schutzstreifens 
keine Gebäude zu errichten oder Verrichtungen vorzu- 
nehmen, welche die Hochspannungsleitung gefährden 
könnten, beeinträchtigt nicht den objektiven Wert des 
Grundstückes. Eine Wertminderung könne allenfalls dann 
eintreten, wenn die bauliche Nutzung des Schutzstreifens 
möglich, beabsichtigt und in greifbare Nähe gerückt wäre, 
so daß dem Grundstückseigentümer ein realer Wert, 
nämlich die Möglichkeit, das Grundstück gewinnbringen- 
der zu verwerten, entzogen wäre. 


Das Gericht stellt also ausdrücklich darauf ab, daß eine 
Bebauung überhaupt möglich, von dem Eigentümer beab- 
sichtigt und in allernächster Zeit (‚in greifbarer Nähe‘) 
durchgeführt werden soll. Spekulative Erwartungen und un- 
gewisse Hoffnungen, das Grundstück werde später einmal 
bebaut werden, können also bei der Frage der angemessenen 
Entschädigung nicht berücksichtigt werden. Das Gericht 
befindet sich somit in voller Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts und Bundesgerichts- 
hofs ®). 


2. Durch die Festlegung des Schutzstreifens und das einge- 
tragene Recht des EVU zum Betreten des überspannten 

_ Grundstücks wird keine objektive Wertminderung her- 
beigeführt. 


Diese Feststellungen des Gerichts bestätigen unter Be- 
rücksichtigung der vorstehenden Ausführungen unter 1. die 
bisherige überwiegende Praxis der Enteignungsbehörden 
und die Rechtsprechung der mit Entschädigungsfragen be- 
faßten Gerichte), wonach also der Umstand, daß ein 
Grundstückseigentümer durch den Enteignungsbeschluß 
mit einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit belastet 
wird, die eine dauernde Beschränkung für den Grundstücks- 
eigentümer zum Inhalt hat, keine objektive Wertminde- 
rung zur Folge hat. Damit hat das Gericht eindeutig zum 
Ausdruck gebracht, daß der durch den Enteignungsakt, 
durch welchen zugunsten des EVU eine Leitungsdienstbar- 
keit bestellt wird, in der Person des betroffenen Grund- 
stückseigentümers eingetretene „Rechtsverlust‘“ kein ent- 
schädigungspflichtiger Tatbestand ist; denn andernfalls 
hätte das Gericht hierfür eine besondere Entschädigung 
festsetzen müssen. 


3) Vgl. BGHZ 25, 225, 230 mit weiteren Nachweisen; BGHZ 
28, 160, 163 mit weiteren Nachweisen und das vorgenannte Ur- 
teil des BGH vom 9. 11. 1959. 


4) Vgl. hierzu die bei Nordalm in Recht der Landwirtschaft 
1958, S. 113 ff., Meyer- Thiel-F'rrohberg ‚Enteignung von Grund- 
eigentum‘ 5. Aufl., Anm. 1 zu $ 12 und Neufang ‚„Grundstücks- 
enteignungsrecht‘‘ $. 62 zitierten Urteile sowie die Entscheidung 
des OLG Koblenz vom 3. 11.1954 — Aktenzeichen 1 U 250/54—. 
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Die von Nordalm (a.a.O.) und interessierten Kreisen der 
Landwirtschaft vertretene These, der durch die Eintragung 
einer Leitungsdienstbarkeit herbeigeführte ‚‚Rechtsverlust“ 
stelle schon allein einen entschädigungspflichtigen Umstand 
dar, ist somit vom OLG abgelehnt worden, wie sich aus den 
Entscheidungsgründen unschwer erkennen läßt. Vielleicht 
gibt dieses Urteil Nordalm und den landwirtschaftlichen In- 
teressenverbänden Veranlassung, ihren bisherigen Rechts- 
standpunkt insoweit zu überprüfen. 


Auch Meyer- Thiel-Frohberghaben inihrem neuesten Kom- 
mentar (a.a.O. Anm. 1 zu $ 12) die Ausführungen Nordalms 
insoweit aufgegriffen und als „beachtenswert‘‘ bezeichnet, 
ohne diese einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Hier 
sollte ebenfalls das vorliegende Urteil Gelegenheit geben, eine 
Überprüfung vorzunehmen. In diesem Zusammenhang soll 
nochmals aufdie beachtenswerten Ausführungen von Wolters 
(a.a.O.), denen Nordalm (a.a.0.) m.E. nicht überzeugend 
entgegentreten konnte, verwiesen werden, wobei noch er- 
wähnt werden soll, daß diese Ausführungen im vorliegenden 
Prozeß im vollen Wortlaut zu den Gerichtsakten überreicht 
wurden, so daß der Senat Gelegenheit hatte, sich mit ihnen 
zu beschäftigen, auseinanderzusetzen und eine Entschei- 
dung zu treffen. 


3. Den Ersatz, den der Grundstückseigentümer unter Be- 
rufung auf eine Gefahrenerhöhung durch eine Hochspan- „ 
nungsleitung begehrt, fällt seinem Wesen nach außerhalb \ 
des Rahmens, den das EntGes. zum Ausgleich des durch . 
die Eigentumsbeschränkung entstandenen Minderwertes 
vorsieht. 


Das Gericht setzt sich auch mit der von den Grundstücks- 
eigentümern immer wieder vorgebrachten Behauptung aus- 
einander, durch die Hochspannungsleitung werde eine be- 
sondere Gefahrenquelle geschaffen, deren Vorhandensein 
bei der Entschädigung mit berücksichtigt werden müsse, 
Zu dieser Frage hat das Gericht eindeutig Stellung genom- 
men und dabei die bisherige Rechtsprechung bestätigt. Da- 
nach ist die Wahrscheinlichkeit, durch eine Hochspannungs- 
leitung Schaden zu erleiden, äußerst gering, selbst wenn Un- 
fälle nicht auszuschließen seien, so daß es schon an einem 
Tatbestand fehlt, dessen Rechtsfolgen die $$ 8, 12 EntGes. 
regeln’). 


4. Der Grundstückseigentümer kann keine Entschädigung 
dafür verlangen, daß ihn der Anblick der Hochspannungs- 
leitung stört und daß er, je nach Witterung, knisternde 
Geräusche vernimmt. Die aus Art. 14 Abs. 2 Satz 1 u.2 
des Grundgesetzes — Eigentum verpflichtet — entnom- 
mene Sozialgebundenheit des Eigentums bedeutet, daß 
sich jeder Eigentümer gewisse Beschränkungen aus Grün- 
den des_Allgemeinwohles ohne Entschädigung gefallen “ 
lassen muß. j 


Die betroffenen Grundstückseigentümer weisen bei ihren 
Entschädigungsforderungen immer wieder darauf hin, wie 
es auch vorliegend der Fall war, die Hochspannungsfrei- 
leitungen wirkten sich störend aus und seien mit erheblichen 
Belästigungen verbunden, z.B. knisternden Geräuschen, 
schlechtem Rundfunk- und Fernsehempfang, Beeinträch- 
tigung der schönen Aussicht und des Landschaftsbildes 
usw. Das Gericht erinnert in diesem Zusammenhang die 
Grundstückseigentümer in wenigen, aber doch sehr über- 
zeugenden Sätzen daran, daß der Artikel 14 des Grundgeset- 
zes nicht nur den Abs. 3kennt,sondern auch in seinem 2. Ab- 
satz das Postulat aufstellt: „‚Eigentum verpflichtet. Sein Ge- 
brauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ 
Aus dieser Sozialgebundenheit folge, daß gewisse Beschrän- 
kungen im allgemeinen Interesse hingenommen werden 
müßten. Keiner der betroffenen Grundstückseigentümer 
wolle auf die für ihn selbstverständliche Stromversorgung 
verzichten, jeder — also die Allgemeinheit — sei auf die 


°) Vgl. hierzu RGZ 139, 69 ff. sowie die Entscheidungen des 


OLG Hamm vom 1. 3. 1934 — 5 Ua 21/34—undvom20. 12.1934 
me 


Sr 


ektrizitätswirtschaft 


Versorgung mit elektrischer Energie angewiesen, die nun 
mal nicht ohne Leitungen möglich sei. 


Zu Recht weist das Gericht den häufigen Einwand der 
Grundstückseigentümer, das EVU müsse die Leitung ver- 
kabeln, mit der Feststellung zurück, daß dies dem EVU 
nicht zuzumuten wäre, da die Kosten hierfür beim Leitungs- 
bau um 300%, stiegen. „Wenn die Ansicht der Klägerin 
richtig wäre, könnte jeder, der in sichtbarer Nähe einer 
Hochspannungsleitung zu wohnen gezwungen ist, eine Ent- 
schädigung verlangen, auch ohne daß sein Grundstück über- 
spannt oder von einem Schutzstreifen erfaßt ist. Das kann 
nicht Recht sein.‘‘ Mit diesen Worten hat der Senat alles 
wirklich hierzu Erforderliche gesagt. 


Noch ein weiterer grundlegender Satz soll aus dem Urteil 
wörtlich wiedergegeben werden, weil er für die Entschädi- 
gungspraxis von entscheidender Bedeutung ist, auch wenn 
er an sich nichts Neues sagt und nur die bisherige Recht- 
sprechung bestätigt. „Der Grundstückseigentümer kann als 
Entschädigung nur diejenige Geldsumme verlangen, um die 
sich der Wert seines Grundstücks durch die Beschränkung 
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mindert. Wenn und soweit die Nachteile, welche die Be- 
schränkung mit sich bringt, zur Zeit nicht abzuschätzen 
sind, müssen sie bei der Feststellung der sofort zahlbaren 
Entschädigung unberücksichtigt bleiben (vgl. RGZ 139 
S. 75). Hieraus folgt, daß eine objektive Wertminderung 
des Grundstücks der Klägerin durch die Festlegung des 
Schutzstreifens, das Recht der Beklagten (EVU) zum Be- 
treten des Grundstücks und die Begründung etwaiger Ge- 
fahren nicht anerkannt werden kann.“ 


Wenn, wie im vorliegenden Fall, überhaupt keine objek-( 
tive Wertminderung des Grundstücks durch die Leitungs- | 
überspannung feststellbar ist, so ergibt sich daraus auch, 
daß auf die von den EVU freiwillig gezahlte sogenannte 
„Anerkennungsgebühr‘ kein Rechtsanspruch besteht; denn 
wenn kein Schaden vorhanden ist, kann auch keine Ent- 
schädigung verlangt werden. 


Das OLG Hamm hat die Grundstückseigentümerin in 
vollem Umfang mit ihrer Klage abgewiesen. Das Urteil ist 
rechtskräftig. 


Der Stromlaufplan als Hilfsmittel für Planung, Montage 
und Störungssuche der Schaltanlagenverdrahtung 


Von Günter Freudenberger, Bad Vilbel*) 


DK 621.3.061:621.316.37 


Das Bestreben, die Darstellung der Schaltpläne für eine elektrische Schaltanlage zu vereinfachen, hat 
jetzt auch im Schaltanlagenbau zum Stromlaufplan geführt. Eine Gegenüberstellung der Vor- und Nach- 
teile des früher überwiegend gebräuchlichen Wirkschaltplanes und des Stromlaufplanes zeigt die Ver- 
besserungen, die der Stromlaufplan gebracht hat. Weitere Vereinfachungen sind in der Verdrahtung 
selbst zu finden. Hier istes vor allem die Schnellverdrahtung in der Form der x-Verdrahtung und Kanal- 
verdrahtung, die trotz mindestens gleichwertiger Technik ein schnelleres Arbeiten zuläßt. Die bisher 
üblichen, umfangreichen Bezeichnungsarten an Geräten und Klemmen können auf Grund der klareren 
Schaltplandarstellung weitgehend weggelassen werden. 


Die in den letzten Jahren durchgeführten und in den 
nächsten Jahren noch zu erwartenden Verkürzungen der 
Arbeitszeit sowie der Mangel an qualifizierten Fachkräften 
zwangen zu kritischen Betrachtungen der bisherigen Arbeits- 
weisen in den Konstruktionsbüros und Fertigungsstätten. 
Erfreulich ist, daß diese Überlegungen nicht nur zu der ange- 
strebten Arbeitszeitverkürzung geführt haben, sondern auch 
noch Qualitätsverbesserungen bei der Planung und Montage 
zeigen. 


Schaltungsunterlagen 
Bis vor wenigen Jahren waren der Wirkschaltplan 
(Bild 1) und der Klemmenanschlußplan die Schaltungs- 
unterlagen der Schaltanlagentechnik. Die Vorteile des Wirk- 
schaltplanes: 
zusammenhängende Darstellung eines Gerätes, 
deutliche Abgrenzung der einzelnen Einbauorte, wie 
Hochspannungsfeld und Wartefeld 
schienen so wichtig, daß folgende Nachteile gerne in Kauf 
yenommen wurden: 
schwierige, oft unzumutbare Prüfung eines Funktionsab- 
laufes — die Vielzahl der sich kreuzenden Linien und 
deren beachtliche Länge zwangen oft dazu, einen Linien- 
zug mehrmals nachzugehen, weil die vorhergehenden Prü- 
fungen auf einem falschen Potential geendet hatten — , 


*) Der Verfasser ist Mitarbeiter der Continental Elektroindu- 
trie Aktiengesellschaft Voigt & Haeffner, Frankfurt am Main. 


’ 


sorgfältige Einteilung des Zeichnungsblattes, 

schwierige und zeitraubende Störungssuche auf dem 
Schaltplan, 

unbequemes Blattformat — das Auseinanderfalten in 
zwei Richtungen beansprucht entsprechenden Platz, der 
oft am Einsatzort nicht vorhanden ist. 


Wenn sich trotzdem der Stromlaufplan (Bild 2), 
um dessen Einführung sich das Normblatt 40719 bereits im 
Jahre 1956 bemühte und dessen Vorteile aus so verwandten 
Sparten wie der Steuerungstechnik heraus bekannt waren, 
auch im Schaltanlagenbau durchsetzen konnte, so hatte dies 
mehrere Gründe. 


Die Besonderheiten des Anlagenbaues wurden durch 
einige Ergänzungen berücksichtigt, außerdem die Vorteile 
des Wirkschaltplanes, soweit wiemöglich, auf den Stromlauf- 
plan übertragen. Über die Darstellung einer Schaltung in 
Stromlaufform braucht nichts weiter ausgesagt zu werden; 
hat. doch schon der eifrigste Befürworter des Wirkschalt- 
planes Schaltungseinzelheiten eines Wirkschaltplanes als 
Strompfad herausgezeichnet, wenn er diese Einzelheiten 
näher betrachten wollte. Auch die Anwendung in vielen 
Techniken und die Beschreibung in vielen Aufsätzen [1 bis 
4] haben den Stromlaufplan bekannt gemacht. 


Es soll hier nur noch etwas über die Ergänzungen für die 
Schaltanlagentechnik gesagt werden. Als Ergänzungen sind 
vor allem folgende Punkte zu nennen: 
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Bild 1. Wirkschaltplan eines Schaltanlagenfeldes 
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Bild 2. Stromlaufplan für dasselbe Schaltanlagenfeld 
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1. Der Leistungsteil, d.h. der Übersichtsschaltplan des 
betreffenden Feldes, ist auf der rechten Seite des Blattes 
dargestellt. Dadurch kann man sich auch bei zusammenge- 
faltetem Schaltplan eine Übersicht über das betreffende 
Schaltfeld verschaffen. Die Anzahl der Sammelschienen, 
der Schalter und ihrer Antriebe, die Anzahl und Größe der 
Strom- und Spannungswandler geht aus diesem Teil des 
Planes bereits hervor. 


2. Die Kreise der Strom- und Spannungswandler werden 
als echte Stromläufe dargestellt und geben infolge ihrer 
Geradlinigkeit und Kürze einen ausgezeichneten Einblick in 
diese oft kompliziert erscheinenden Schaltungen. Darstel- 
lungsmöglichkeiten der Überbrückungs- und Kurzschluß- 
stellen ergänzen diese Stromläufe noch. 


3. Jedes Gerät ist als Ganzes auf dem Plan zu finden, 
zwar nicht immer innerhalb der Stromläufe; denn da- 
durch würde die wichtigste Aufgabe eines Schaltplanes 
nicht erfüllt: eine klare Übersicht über die Wirkungsweise 
der Schaltung zu geben und eine schnelle Störungsbehebung 
sicherzustellen. Deshalb sind die Geräte, die nicht schon 
wegen ihrer Einfachheit in den Stromläufen als Ganzes er- 
scheinen, wie Strommesser, Spannungsmesser, Meldelam- 
pen und Hilfsrelais, rechts neben dem letzten Stromlauf dar- 
gestellt. 


4. Auch der Einbauort eines Gerätes ist gut sichtbar. Die 
Möglichkeit hierfür hat DIN 40719, Beiblatt 1, geschaffen, 
in dem bestimmt ist, daß Geräte mit einem kleinen Buch- 
staben, Einbauorte mit einem großen Buchstaben zu 
kennzeichnen sind. 


Beispiel: Ein Schalter al ist in dem 5. Feldeiner Hoch- 
spannungsanlage eingebaut. Dann heißt seine vollständige 
Bezeichnung: H5.al. 


Aus Bild 2 ist ersichtlich, daß damit eine eindeutige Zu- 
ordnung der Geräte zu ihrem Einbauort möglich ist. Des- 
gleichen ist damit auch eine Kennzeichnung der Klemmen- 
leisten gegeben und somit eine klare Verfolgung eines Strom- 
laufes über alle Geräte, Klemmen und Kabeladern hinweg 
möglich. 


Damit hat die Schaltanlagentechnik nun auch eine Dar- 
stellungsart, die alle nachstehenden Vorteile in sich ver- 
einigt: 
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1. Der Schaltplan kann einfach und schnell gezeichnet 
werden. Der Konstrukteur kann sich völlig auf die Schal- 
tung konzentrieren. Er muß nicht gleichzeitig auf die räum- 
liche Gestaltung des Zeichnungsblattes achten. 


2. Vordrucke oft wiederkehrender Schaltungen zeigen 
nicht nur den funktionellen Zusammenhang, sondern wer- 
den auch unmittelbar als Zeichnungsvorlage benutzt,d.h.,sie 
geben im Maßstab 1:1 die zeichnerische Darstellung wieder. 
Auf weitere Verbesserungen auf diesem Gebiet wird weiter 
unten eingegangen. 


3. Die Kontrolle eines Planes ist sehr vereinfacht, weil 
ein Funktionsablauf über nur noch wenige Zentimeter ver- 
folgt zu werden braucht. Das Nachfahren langer, kreuz und 
quer über das ganze Blatt laufender Linien gibt es nicht 
mehr. 


4. Hierdurch werden auch die Funktionsprüfung nach 
durchgeführter Montage und die Störungssuche im Betrieb 
sehr erleichtert. Störungen können damit schneller gefun- 
den und beseitigt werden. Da Störungen oft eine Betriebs- 
unterbrechung bedeuten, hilft der Stromlaufplan Betriebs- 
unterbrechungen verkürzen und damit die Wirtschaftlich- 
keit eines Betriebes verbessern. 


5. Als letztes sei das Blattformat erwähnt. Wie schonan- 
gedeutet, ist das normale DIN-Format auf den Baustellen, 
aber auch in den Konstruktionsbüros, wegen seiner in der 
Höhe wie in der Breite großen Abmessungen oft unhandlich. 
Deshalb ist auch die sich aus der Eigenart der Stromlauf- 
darstellung ergebende Form eines längeren Formates zu 
begrüßen, das lediglich die Höhe des A 4-Formats (297 mm) 
hat. Auch diese Form entspricht den DIN-Normen, wenn 
die Länge gleich oder ein Vielfaches von A 4 ist. 


In der Schaltanlagentechnik kommen oft wiederkehrende 
und gleichbleibende Stromläufe vor. Abgesehen von Aus- 
nahmen sind die Aufgaben — grob gesehen — von geringer 
Anzahl. Immer wieder sind es Leitungsabzweige, Transfor- 
matorenfelder, Motorenabgänge, Kupplungen, Meßfelder 
usw., für die Schaltpläne neu geschaffen werden müssen. 
Hier ist ein dankbares Aufgabengebiet für die Normung. 
Hunderte von Konstrukteuren würden in Deutschland für 
andere Aufgaben frei, wenn es gelänge, die vielen im Lauf 
der Jahre entstandenen Schaltpläne auf einige wenige für 
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alle zu vermindern. Klarheit bei der Planung, Kürzung der 
Bearbeitungszeit und nicht zuletzt auch finanzielle Vorteile 
wären die angenehmen Folgen. Solange dieses Ziel nicht er- 
reicht ist, müssen andere Möglichkeiten ausgeschöpft wer- 
den. Das Zeichnen oft wiederkehrender Schaltsymbole und 
auch ganzer Funktionsabläufe kann durch Stempel ersetzt 
werden, neuerdings durch selbstklebende Folien. Auf diesen 
durchsichtigen Folien ist das gewünschte Schaltungsdetail, 
sei es ein Schaltungssymbol, eine Schutzrelais-Innenschal- 
tung oder ein ganzer Funktionsablauf, aufgedruckt. 


Abgesehen von der kürzeren Bearbeitungszeit hat dieses 
Verfahren noch den Vorteil, daß die aufgeklebten Schal- 
tungsteile nicht mehr kontrolliert werden müssen, weil sie 
bereits mehrmals bei der Herstellung der Klischee-Zeich- 
nung kontrolliert wurden. 


Verdrahtungsarbeiten 


Die Abkehr von der vorwiegend nur schönen Verdrahtung 
ist nicht mehr zu übersehen [5 bis 7]. Zweckmäßigere Ver- 
drahtungsarten setzen sich immer mehr durch. Diese Ver- 
einfachung hat sich über viele Jahre hinweg von der Ein- 
Lagen- (Bild 3), der Mehr-Lagen- (Bild 4) und der 
Bündel-Verdrahtung (Bild 5) zur heute vordrängenden 
Schnellverdrahtung hingezogen (Bild 6 bis 8). Diese letzt- 
genannten Verdrahtungsarten erfüllen alle Forderungen, 
die an eine Verdrahtung gestellt werden können: 


kürzere Montagezeit, 
einfache Anderungsmöglichkeiten, 
guter Schutz der Drahtisolierung. 


Zwei Systeme haben sich herausgebildet. Beide erfüllen 
außer den soeben genannten technischen Forderungen noch 
die ästhetische Forderung nach gutem Aussehen. Das erste 
System ist die sogenannte x-Verdrahtung (Bild 6 und 7), 
auch Linear- oder Direktverdrahtung genannt. Hier sind 


Bild 3. Ein-Lagen-Verdrahtung 
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die Geräte auf einem Geräte-Rahmen oder auch -Blech an- 
geordnet. Die Drähte werden unmittelbar vom Gerät zum 
Gerät bzw. von der Klemmenleiste zum Gerät gezogen, ohne 
noch mehrmals zwischendurch befestigt zu sein. Da diese 
Verdrahtung auf der Rückseite der Geräte-Ebene verläuft, 
ergibt sich für den Betrachter der fertigen Anlage ein sehr 
ansprechendes Bild (Bild 7). 


Das zweite System — das Kanalsystem — (Bild 8) wird 
angewendet, wenn die Verdrahtung nicht hinter den Ge- 
räten, sondern in der Geräte-Ebene liegen muß. Auch hier 
können die Drähte unmittelbar verlegt werden. Dies ge- 
schieht nun aber nicht mehr in geradliniger Verbindung wie 
bei der x-Verdrahtung, sondern in vorher befestigten Isolier- 
stoffkanälen, die zum Schluß durch passende Deckleisten 
abgedeckt werden und gleichfalls ein ruhiges Bild ergeben, 


Die Vorteile bei der Montage lassen sich am besten erken- 
nen, wenn man die einzelnen Arbeitsphasen der Kanalver- 


. a 2 


Bild 4. Mehr-Lagen-Verdrahtung 


drahtung und der früher am häufigsten angewendeten Bün- 
delverdrahtung miteinander vergleicht. 


Bündelverdrahtung 


l. Leitungswege anzeichnen, 

2. Schellen befestigen, 

3. Drähte richten, 

4. Drähte zum Bund vereinigen, 

5. Bund in Schellen legen und befestigen, 

6. ersten Draht an einem Ende festklemmen ; anderes Draht- 
ende durch Ausklingeln suchen und anklemmen. 


In gleicher Weise wird mit den anderen Drähten verfah- 
ren. 


Kanalverdrahtung 


l. Leitungswege anzeichnen, 
2. Kanäle befestigen, 
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. ersten Draht anklemmen, in die Kanäle legen und am an- 
deren Ende anklemmen. 
In gleicher Weise die weiteren Drähte behandeln. 


. Kanaldeckel auflegen. 


Es entfallen also das Richten der Drähte, das Zusam men- 
ıssen in Bündel und besonders das zeitraubende Au sklin- 
eln der Drähte. Arbeitszeit-Ersparnisse von 30%, und mehr 
‚ssen sich damit leicht erreichen. 


Ein weiteres Merkmal einer neuzeitlichen Verdrahtung ist 
as immer häufiger festzustellende Weglassen von Bezeich- 


Bild 5. Bündel-Verdrahtung 


iungsschildchen an den Drahtenden. Bisher gab es auf die- 
em Gebiet die vielfältigsten Systeme. In DIN 40719 werden 
‚wei empfohlen: 


Jie Zielbezeichnung 


Auf das Bezeichnungsschild wird hierbei die Kurzbezeich- 
ıung des Gerätes geschrieben, zu dem der Draht führt, z.B. 
‚1.19. Dies bedeutet, daß der Draht zum Gerät al und dort 
ur Klemme 19 geht. 


Jie Leitungsbezeichnung 


Hierbei hat jedes zusammenhängende Leitungsteil, das 
wus mehreren Drähten mit zwischengeschalteten Klemmen 


Bild 6. x-Verdrahtung, von der Rückseite gesehen 
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bestehen kann, eine Nummer. Die zwischengeschalteten 
Klemmen erhalten die gleiche Nummer. 

Das letztgenannte System hat sich mehr in der Steuer- 
technik, das erstere mehr in der Schaltanlagentechnik durch- 


Bild 8. Geräte mit Kanalverdrahtung 


gesetzt. Dabei waren dann aber oft Zusatzwünsche zu er- 
füllen, die mit weiteren Ziffern, Buchstaben oder besonderen 
Symbolen weitere Aussagen machen wollten, z.B. ob es sich 
um Wandlerströme oder -Spannungen, um Plus oder Minus 
handelt, ob es ein Steuerstromkreis oder ein Meldestrom- 
kreis ist. Hinzu kamen die im Schaltplan schlecht darstell- 
baren, farbigen Bezeichnungstüllen und Drähte, die eine 
weitere Unterscheidung möglich machen sollten. 


Alle diese Sonderwünsche waren aus dem Bestreben ge- 
boren, eine Störungssuche unmittelbar ohne Schaltplan 
durchführen zu können, was bei den oft verwickelten Dar- 
stellungen in den Wirkschaltplänen in gewissen Grenzen zu 
verstehen ist. Anderseits bedeutete dies aber eine große 
Mehrarbeit in den Konstruktionsbüros und ließ schließlich 
das gesteckte Ziel doch nicht vollständig erreichen. Nur in 
einfachen Fällen läßt sich ein Stromlauf auch ohne Schalt- 
plan verfolgen. Auch wurde schon lange an vielen Stellen 


Bild 7. Vorderseite der Tafel (Bild 6) mit x-Verdrahtung 
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mit Unbehagen an die Gefahren 


WL.301 b4E,1 
630.7 a4.4ı gedacht, die in diesen vielen Be- 
schriftungen liegen. Bei Tausen - 
WL.302 as,ge den von Beschriftungsstellen, 
b4E,;s die in einer mittleren Anlage 
WL.305 p4A,2 vorhanden sind, ist nicht zu ver- 
e30.8 24.85 meiden, daß sich hier und da 
WL.309 b4E.2 eine falsche Bezeichnung ein- 
84.25 schleicht, d.h. aber, daß man 
a2.25 a4.42 sichnicht immerrestlos auf diese 
WL.341 a4.21 Bezeichnungen verlassen kann. 
BR, ie Es ist deshalb kein Zufall, wenn 
Se mit dem \ ordringen des Strom- 
33 «4.30 laufplanes gleichzeitig die Ver- 
n4.3 a4,40 Wendung von Bezeichnungstül- 
WL.345 a4,22 Jen zurückgeht. Es ist einfacher, 
WL.346 a4.32 eine Störungan Hand des Strom- 
bA4Es3 a4,87 laufplanes zu suchen; denn im 
WL.355 vaa.4 Planfindetder Prüfer alleLeitun- 


5055 gen, Klemmen, KabelundGeräte 
dicht beieinander. 

Bild 9. Mit Schreibmaschine 

beschrifteter Bauschaltplan 


Diese Vereinfachung in der 
Bezeichnung der Drähte hat 
wiederum Rückwirkungen auf 
die zeichnerische Darstellung. 
Bisher enthielt der Bauschaltplan eine vollständige Wieder- 
gabe aller Anschlüsse an der Klemmenleiste und auch an den 


I 


Geräten. Dabei diente die Darstellung der Geräteanschlüsse 
vor allem als Vorlage für die Beschriftung. Neuerdings er. 
halten die Bauschaltpläne das gleiche Format wie die Strom- 
laufpläne, also das längliche DIN-Format mit der A 4-Höhe, 
Dargestellt werden nur noch die Klemmenleiste und die 
direkten Verbindungen (Bild 9). Das gewählte Format er. 
möglicht ein Einspannen des Planes in eine normale Schreib. 
maschine, so daß der Plan mit Maschinenschrift beschriftet 
werden kann. 
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Erfassung von Erdschlüssen in Mitfelspannungsnetzen 


Von Werner Six, Frankfurt am Main*) 


DK 621.316.99:621.316.925:621.317.736 


Eine Einrichtung wird beschrieben, die zum Erfassen von Erdschlüssen vor allem in Mittelspannungs- 
netzen dient. Diese Einrichtung läuft bei Eintreten eines Erdschlusses automatisch an und schaltet ein für 
alle Abgänge gemeinsames Erdschluß-Richtungsrelais nacheinander an die einzelnen Abgänge. Die 
erdschlußbehafteten Abgänge können am Ende des Suchvorganges örtlich angezeigt oder auch über eine 
Fernwirkanlage zu einer entfernten Station übertragen werden. 


In vermaschten Mittelspannungsnetzen ist es wichtig, 
Erdschlüsse schnell und zuverlässig erfassen zu können. 
Aus dem Schrifttum sind verschiedene manuelle und auto- 
matische Verfahren bekannt, die den jeweiligen Betriebs- 
bedingungen entsprechend. ausgebildet sind. [1]. Die nach- 
folgend beschriebene Einrichtung dient zum automatischen 
Erfassen und. Registrieren von Erdschlüssen. 


Im Normalbetrieb eines Drehstromsystems hat der Stern- 
punkt Erdpotential. Im Erdschlußfall verlagert sich dieses 
Erdpotential auf den erdschlußbehafteten Leiter ; der Stern- 
punkt wird verschoben. Diese Verschiebung des Spannungs- 
systems gibt eine Möglichkeit, den Erdschluß zu erkennen. 
Bekanntlich werden drei einpolige Spannungswandler in das 
Sammelschienensystem eingebaut, deren Sekundärwicklun- 
gen im offenen Dreieck geschaltet werden und deren Span- 
nungen sich — vektoriell addiert — im Normalbetrieb auf- 
heben, im Erdschlußfall jedoch eine Spannung bis zu etwa 
100 V am Ausgang ergeben. Diese Spannung wird einem 
Erdschluß-Melderelais und dem Spannungspfad des Erd- 
schluß-Richtungsrelais zugeleitet. 

Als zweito Anregegröße neben der Verlagerungsspannung 
dient der Summenstrom. Er wird beispielsweise durch drei 
Einphasenstromwandler, deren Sekundärwicklungen paral- 
lelgeschaltet sind (Holmgreen-Schaltung), oder durch einen 
Umbauwandler gewonnen. Bei gleichbelastetem Drehstrom- 
system ist die in diesem Wandler induzierte Spannung 


*) Dipl.-Ing. W. Six ist Mitarbeiter der Telefonbau und Nor- 
malzeit GmbH, Frankfurt am Main. 


gleich Null. Der Wandler ist — ebenso wie der der vorge- 
nannten Holmgreen-Schaltung — vom Summenstrom durch- 
flossen. Der Summenstrom wird dem Strompfad des Erd- 
schluß-Richtungsrelais zugeführt. 


Im kompensierten Netz ergibt sich im Erdschlußfall 
eine derartige Stromverteilung, daß der kapazitive Erd- 
schlußstrom dem induktiven Spulenstrom dar Petersen- 
Drossel entgegengerichtet ist. Der verbleibende Wirk-Rest- 
strom wird zur Anregung des Erdschluß-Richtungsrelais 
verwendet. 


Bei einem Netz mit isoliertem Sternpunkt wird die 
Summe aller kapazitiven Erdströme in einem Erdschluß- 
Richtungsrelais mit blindwattmetrischer Schaltung verar- 
beitet. 


Bei unvermaschten Netzen kann — wenn die Leistungs- 


schalter eine Wiedereinschaltautomatik haben — ein Erd- 
schluß durch Kurzunterbrechung erfaßt werden [2]. 


Das wattmetrische Erdschluß-Riehtungsrelais 


Bild 1 zeigt das Prinzipschaltbild eines wattmetrischen 
Erdschluß-Richtungsrelais (abgekürzt ERR). Es besteht 
aus einem empfindlichen, als Dynamometer ausgeführten 
Richtungsglied N, einem ansprechverzögerten Hilfsrelais H 
(Verzögerung rd. 0,5 s), zwei Hilfsrelais F (Sperrichtung) 
und A (Auslöserichtung) sowie einem Graetzgleichrichter 
zur Speisung der Hilfsrelais H, F und A. Die Schaltung 
dieses ERR kann sowohl in cos p-Schaltung (bei kompen- 
siertem Netz) als auch in sin g-Schaltung (bei isoliertem 
Sternpunkt) ausgeführt werden. 
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5 Bei Vorliegen eines Erdschlusses spricht das Relais H 
nach etwa 0,5 s an. Der Stromkreis verläuft vom Pluspol 
les Graetzgleichrichters über den Widerstand R, und das 
Relais H zum Minuspol. Durch die Ansprechverzögerung 
von 0,5 s wird der Richtungsentscheid des DynamometersN 
yrst dann wirksam, wenn die Ausgleichsvorgänge, die bei 
jeder Änderung des stationären Zustandes eintreten, ab- 
seklungen sind. Jenach der Lage, die der Kontakt n nach 


Sperrung Auslösung 


3ild 1. Prinzipschaltbild eines wattmetrischen Erdschluß- 
Richtungsrelais 


\blauf dieser Zeitverzögerung eingenommen hat, wird ent- 
veder von dem Pluspunkt des Graetzgleichrichters über 
len h-Kontakt, den umgelegten n-Kontakt und die in Ruhe 
jefindlichen al- und f2-Kontakte das A-Relais oder über 
len in der gezeichneten Stellung liegenden n-Kontakt und 
lie fl- und a2-Kontakte das F-Relais eingeschaltet. Jedes 
telais kann sich über einen eigenen Kontakt al bzw. fl und 
lie Widerstände R, bzw. R; in einen Haltestromkreis 
sgen. Damit wird gleichzeitig das spätere Anziehen des an- 
[eren Relais verhindert. Die Relais halten sich in Abhängig- 
eit von der Hilfsspannung. Durch den Kontakt f3 wird die 
;perrung, durch a3 die Auslösung gekennzeichnet. 


)as elektronische Erdschluß-Richtungsrelais 

In Bild 2 ist die Prinzipschaltung eines elektronischen 
irdschluß-Richtungsrelais dargestellt [3]. Der von einem 
Jmbauwandler 7 abgenommene Strom wird zunächst 
inem Verstärker 2 zugeführt, dessen Ausgang auf einen 


R— | 
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Bild 2. Prinzipschaltbild eines elektronischen Erdschluß- 
Richtungsrelais 

Kabel-Umbauwandler 

Verstärker 

Phasendiskriminator 

Dioden 

polarisiertes Relais 

Spannungswandler 
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Phasendiskriminator 3 arbeitet. In diesem wird die Phasen- 
lage des Stromes mit jener der Spannung verglichen. Dies 
geschieht in der Weise, daß die beiden Dioden 4 des Diskri- 
minators während der positiven Halbwelle der Spannung 
sich öffnen und, während dieser Zeit ein Strom über das 
polarisierte Relais 5 fließt. Durch die Spannung wird das 
polarisierte Relais nicht beeinflußt. 


Durch einen Erdschluß im kompensierten Netz wird ein 
Wirk-Reststrom mit der Phase 0°, beim Netz mit isoliertem 
Sternpunkt ein kapazitiver Strom mit der Phase 90° auf- 
treten. Je nach der Stromrichtung wird das polarisierte 
Relais mit den beiden Wicklungen in dem einen oder ande- 
ren Sinne durchflossen und. den Kontakt nach links oder 
rechts umlegen. 


Erdschlußsucheinrichtung mit Wählersteuerung 


Zum Erfassen eines Erdschlusses kann jedem Abgang 
eines Mittelspannungsnetzes ein Erdschluß-Richtungsrelais 
zugeordnet werden. Um Relais einzusparen, wird oft nur 
ein gemeinsames ERR vorgesehen, das durch einen Hand- 
schalter nacheinander an die einzelnen Abgänge angeschal- 
tet werden kann. Dieser manuelle Vorgang kann durch die 
Erdschluß-Sucheinrichtung (abgekürzt ESE) mit Hilfeeiner 
Schwachstrom-Wählersteuerung automatisiert werden. 


Bei Auftreten eines Erdschlusses wird durch die Verlage- 
rungsspannung ein Erdschluß-Melderelais erregt und da- 
durch eine Wählerapparatur automatisch in Gang gesetzt, 
welche die Summenströme der einzelnen Abgänge nachein- 
ander an den Strompfad des Erdschluß-Richtungsrelais 
legt. Dieses kennzeichnet den Erdschluß auch nach seiner 
Richtung. In der Erdschluß-Sucheinrichtung werden die 
fehlerhaften Abgänge markiert und nach beendetem Such- 
vorgang entweder örtlich auf einer Tafel mit Flackerlicht 
angezeigt oder durch eine Fernwirkanlage zu einer überge- 
ordneten Kommandostation übertragen und dort optisch 
sichtbar gemacht. Es ist auch möglich, gleichzeitig örtlich 
anzuzeigen und zu einer entfernten Station zu übertragen. 
Eine Erdschluß-Sucheinrichtung der vorbeschriebenen Art 
soll im folgenden ausführlicher besprochen werden. 


Prinzipschaltbild 


Bei einem Erdschluß in der Sammelschiene SS1 wird das 
ESSI1-Relais erregt (Bild 3). Es ist so bemessen, daß es 
auf kurzzeitige Wischer nicht anspricht, sondern nur dann, 
wenn ein Erdschluß etwa 2 bis 3 s ansteht. Das Relais ist so 
ausgelegt, daß es bis zu Spannungen von etwa 30 Vnoch Fehl- 
strom bekommt. Durch einen Wischkontakt des ESS1 wird 
das Einschaltrelais ER erregt und hält sich (in Bild 3 
nicht dargestellt). Über die Kontakte er und iy wird der 
Suchwähler SW eingeschaltet und macht einen Schritt. 
Gleichzeitig wird. durch den Ankerkontakt dsw Relais IX 
und. durch ix1-Kontakt Relais IY angeworfen. Der Ruhe- 
kontakt des IY-Relais iy macht die Wählerspule SW 
stromlos, der Ankerkontakt dsw öffnet, IX und IY fallen 
nacheinander ab. Der Suchwähler wird so schrittweise fort- 
geschaltet. 


Auf dem ersten Schritt des Wählers wird durch den ix2- 
Kontakt das Anschaltrelais Al erregt, das mit seinen Kon- 
takten al und a2 den Stromwandler des Abgangs l an den 
Strompfad des Erdschluß-Richtungsrelais ERR schaltet. 
Durch den ix3-Kontakt wird das USI- bzw. USII-Relais 
zum Ansprechen gebracht. Durch besondere Kippschalter 
Kl bis Kn in einer Bedienungsplatte oder durch Trenner- 
Hilfskontakte HK1 bis KHn wird entsprechend der Sam- 
melschiene, an der dieser Abgang gerade liegt, das USI- 
oder USII Relais betätigt. Die us-Kontakte legen also 
immer die richtige, zu dem eingeschalteten Strom gehörende 
Verlagerungsspannung an den Spannungspfad des Erd- 
schluß-Richtungsrelais. 

Liegt auf diesem Abgang ein Erdschluß vor, so wird, je 
nachdem, ob der Erdschluß von der Sammelschiene weg 
(Auslöserichtung) oder zur Sammelschiene hin gerichtet ist 
(Sperrichtung) der Kontakt des Erdschluß-Richtungsrelais 
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umgeschaltet und damit das Speicherrelais SP 1 oder SP 1 
erregt. Das Relais hält sich. Der Erdschluß wird durch den 
sp-Kontakt örtlich mit einer Lampe EL angezeigt. Er kann 
auch durch eine angeschlossene Fernwirkanlage zu einer 
entfernten Station übertragen und dort angezeigt werden. 
Wenn der Suchwähler einmal umgelaufen ist, so wird er 
stillgesetzt. 


Bei einem erneuten Erdschluß setzt sich die Einrichtung 
wieder in Betrieb. Die Einrichtung kann auch durch Be- 
tätigen einer (in Bild 3 nicht dargestellten) Taste zu einem 
Umlauf angereizt oder durch einen Fernsteuerbefehl der 
Kommandostation zu einem Suchvorgang angeregt werden. 
Je nachdem, ob ein wattmetrisches oder ein elektronisches 
Erdschluß-Richtungsrelais angeschlossen ist, wird. der Im- 
pulsgeber der Erdschluß-Sucheinrichtung (RelaisIX und IY) 
auf 1 Schritt je Sekunde oder auf etwa 5 bis 10 Schritte je 
Sekunde eingestellt. Bei dem elektronischen Richtungs- 
relais genügt es, wenn der Stromwandler, der durch einen 
Widerstand abgeschlossen ist, durch Arbeitskontakte an das 
ERR angeschaltet wird; bei dem wattmetrischen System 
muß die Anschaltung mit Folgekontakten vorgenommen 
werden. 


In der ESE kann eine „Abwurfeinrichtung‘“ vorgesehen 
werden, die den Leistungsschalter des erdschlußbehafte- 
ten Abzweiges auslöst. In diesem Fall braucht man nicht 
erst zu warten, bis das gesamte Erdschlußbild vorliegt, um 
den Abzweig abzuschalten. 


Die Betriebsspannung der Relaiseinrichtung beträgt 24 
oder 60 V. 
Konstruktiver Aufbau 


'‚ Bild 4 zeigt die Relais- und Wähleranordnung der be- 
sprochenen Erdschluß-Sucheinrichtung. In der obersten 
Schiene des verschließbaren Wandschrankes erkennt man 


4 örtliche Bedienungs- 
einrichtung 


links den Suchwähler SW und daneben die erforderlichen 
gemeinsamen Relais. In der 2. Schiene sind die Erdschluß- 
Melderelais ESS 1 und ESS 2sowie die Anschaltrelais für die 
Verlagerungsspannung angeordnet. Die 3. Schiene enthält 
die Anschaltrelais A der einzelnen Abgänge (insgesamt sind 


Bild 4. Relaiseinrichtung der Erdschluß-Sucheinrichtung, geöffne‘ 


ektrizitätswirtschaft 


0 Abgänge vorgesehen). In der 4. Schiene sind die Speicher- 
lais SP (für positive Erdschlußrichtung) eingebaut. Die 
peicherrelais für negative Erdschlußrichtung sind bei der 
ı Bild 4 gezeigten Anlage nur vorverdrahtet. 


Bild 5 zeigt die Anzeigeeinrichtung einer örtlichen Erd- 
:»hluß-Sucheinrichtung (also ohne Fernübertragung). Das 
euchtfeld im oberen Teil der Tafel ist für die Anzeige von 
5 Erdschlußmeldungen ausgelegt. Durch die darunter an- 
eordneten 25 Kippschalter mit zwei sperrenden Stellungen 
ben und unten, Mitte —= Ruhestellung) können die Zu- 
rdnungen der Trenner zu den beiden SammelschienenSS1 
nd. SS2 nachgebildet werden. Vier nichtsperrende Tasten 


ild 5. Örtliche Anzeigetafel mit Kippschaltern für Abgänge 


ı der untersten Reihe (2 links, 2 rechts) dienen zum Quit- 
ieren der angezeigten Erdschlußmeldungen, zum Abstellen 
es akustischen Signales, das bei Auftreten eines Erdschlus- 
es gegeben wird, und zum Prüfen der Lampen. Bild 6 
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Bild 6. Rückansicht der örtlichen Anzeigetafel 


zeigt die Rückansicht dieser Bedienungstafel mit der Ver- 
drahtung. 

Wird das Ergebnis der Erdschlußsuche über eine Fern- 
wirkanlage zu einer entfernten Station übertragen, so 
werden meist die Erdschlüsse im Blindschaltbild angezeigt. 
Zu diesem Zweck sind in den betreffenden Abgängen Pfeile 
angeordnet, die beim Einlaufen einer solehen Erdschluß- 
meldung ausgeleuchtet werden. 
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in Beitrag zur Frage der Schutzraumtheorie für 


rreileitftungsmaste 


fon Gustav Lehmann, Dresden*) 


DK 31:621.316.93 


Bei der Projektierung von Freileitungen ergibt sich die Frage, inwieweit man in der Praxis der Schutz- 
raumtheorie weiterhin Beachtung bei der Festlegung von Mastbildern schenken soll und welche Ergeb- 
nisse mit Mastbildern, die der Theorie nicht entsprechen, im Netzbetrieb gemacht worden sind. Über 
diese z. Z. stark diskutierte Frage hat der Verfasser die verschiedenen Ansichten zusammengestellt und 
dazu die maßgeblichsten Betriebserfahrungen einschließlich der eigenen verwertet. 


Vor etwa drei Jahrzehnten haben Schwaiger und Ziegler 
ie „Schutzraumtheorie‘ mit Hilfe von Modellversuchen im 
‚aboratorium entwickelt und daraus für jeden Masttyp die 
Iöhe des Erdseils über den Leitern und damit den Schutz- 
inkel festgelegt. In den Fachzeitschriften ist in den ver- 
angenen Jahren über die Größe des Schutzwinkels, den die 
'erbindungslinie der Erdseilspitze mit dem Aufhängepunkt 
es oberen bzw. des äußeren Leiters im Horizontalmastbild 
inerseits und der Mastachse anderseits einschließt, schon 


des öfteren diskutiert worden. Nach den Versuchsergebnis- 
sen ım Laboratorium sollte der Mindestwert dieses Winkels 
30 bis 35° nicht überschreiten [1]. 


Trotz der großen Anzahl von Modelluntersuchungen nach 
dem wahrscheinlichen Einschlagspunkt eines Blitzes auf 
einer Freileitung, wie sie auch von Matthiasund Burkhardts- 
mayer [2,3] durchgeführt worden sind, haben diese Ver- 
suche, die zur Definition der Schutzräume führten, auf 
Grund der Erfahrungen mit Blitzeinschlägen in die Leitun- 
gen in der Praxis keine allseitige Zustimmung gefunden. 


*) Dr.-Ing.@. Lehmann ist Techn. Direktor i.R. in Dresden. Auch die Beobachtungen in der Natur, wie sie von Schwenk- 


hagen [4] nach seinen Erkenntnissen beim Gebäudeblitz- 
schutz zum Ausdruck gekommen sind, lehnen die Existenz 
eines sicheren Schutzraumes ab. 


Bei den erwähnten Modellversuchen sind verschiedene 
voneinander abweichende Blitzkopflagen angenommen 
worden, so daß für jede Blitzkopfhöhe ein anderer Schutz- 
raum existiert. So hat Schwaiger die Blitzkopflage in Erd- 
seilhöhe festgelegt, die Studiengesellschaft für Höchstspan- 
nungsanlagen hält dagegen die zweifache Erdseilhöhe für 
zweckmäßiger und Matthias empfiehlt sogar einen noch hö- 
heren Betrag der Erdseilhöhe. 


Nach eingehenden Modellversuchen hat Drechsler auf die 
Wichtigkeit und den Einfluß der aus den Erdseilen dem Blitz 
bei seiner Annäherung an die-Leitung auftretenden Fang- 
entladung hingewiesen, die dem Blitzkopf bis in fast zwei- 
fache Erdseilhöhe entgegenwachsen kann [5]. Über solche 
Fangentladungen, die bei Blitzströmen von 20 kA bereits 
17 m betragen und bei größeren Stromstärken noch ent- 
sprechend länger ausfallen können, berichtet auch Zaduk 
[6]. Nach neueren Erkenntnissen bei der Erforschung der 
Ausbildung des Blitzkanals kommt derartigen Modellver- 
suchen nur ein sehr bedingter Wert zu, da man die Eigen- 
schaften des in einzelnen Ruckstufen vorwachsenden Blitz- 
kanals im Hinblick auf den anders gearteten Mechanismus 
des natürlichen Blitzes als elektrodenlose Entladung nicht 
maßstäblich im Modell nachzubilden vermag. Den im Mo- 
dell erhaltenen Schutzraum kann man daher nur als Nähe- 
rungsversuch an die Wirklichkeit ansehen [7]. 


Während bereitsin den zwanziger Jahren den Blitzschutz- 
seilen beim Ausbau der Hochspannungsnetze eine besonde- 
re Bedeutung beigemessen wurde, entsprechen die Maste 
mit einem Erdseil auf der Mastspitze aus der damaligen 
Zeit, die zum Teil sogar als umgekehrtes Tannenbaum- 
Mastbild existieren, in keinem Falle der strengen Schutz- 
raumtheorie. Die in den letzten zwei Jahrzehnten errichte- 
ten Hoch- und Höchstspannungsleitungen sind trotz man- 
cher gegensätzlicher Ansichten den Ergebnissen der Schutz- 
raumtheorie entsprechend mit einem Schutzwinkel unter 
35° ausgelegt und gebaut worden. 


Wie haben sich nun diese neueren Leitungen, deren Maste 
der Schutzraumtheorie entsprechen, gegen atmosphäri- 
sche Einwirkungen verhalten, und welche Erfahrungen lie- 
gen mit Masten vor, die einen größeren Schutzwinkel auf- 
weisen ? Darüber sollen einige Veröffentlichungen der letz- 
ten Jahre Aufschluß geben. 


Über wertvolle Betriebserfahrungen mit Blitzeinwirkun- 
gen auf 138-kV-Leitungen berichten R. W.Caswell und 
Mitverfasser [8]. Sie haben festgestellt, daß die Anzahl der 
Blitzschäden an den genannten Leitungen im Laufe des Be- 
triebes seit 1927 erheblich höher gewesen ist, als nach den 
Vorausberechnungen dieser Leitungen mit einem Erdseil 
und einem Schutzwinkel von 30° zu erwarten gewesen sei. 


Bei der Projektierung dieser Leitungen sei nach Angabe 
der Verfasser angenommen worden, daß die Anzahl der 
Überschläge durch Blitzeinwirkungen nicht höher als 2 je 
100 Meilen und Jahr betragen würde. Im Betrieb ist jedoch 
eine weit höhere Anzahl von Störungen durch atmosphä- 
rische Einwirkungen zu verzeichnen gewesen. Die meisten 
Überschläge haben das obere und mittlere Leiterseil betrof- 
fen. Nach Herunternehmen und eingehender Untersuchung 
des Erdseiles auf den am häufigsten betroffenen Teilstrecken 
zeigten sich an diesen Seilen Brandspuren, während an den 
Leiterseilen keine solchen erkennbar waren. Dagegen fand 
man an den Isolatorenketten Brand- und Anblakstellen, die 
vermutlich auf Kaskadenüberschlägen beruhten. Da je- 
doch die Werte der Erdübergangswiderstände einzelner 
Maste bis zu 40 Q betragen haben, trifft die erwähnte Ver- 
mutung, daß es sich um rückwärtige Überschläge handelt, 
tatsächlich zu. 
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Da nun die seit 1954 zum Teil im Mastkopf geänderten 
Masttypen für eine Spannung von 138 kV nach Angabe der 
genannten Verfasser ebenfalls nicht befriedigt haben und 
der über drei Jahre ermittelte Durchschnittswert 11,44 Aus. 
lösungen je 100 Meilen und Jahr hatte und demnach von 
dem erwarteten weit niedrigeren Wert erheblich abgewi- 
chen ist, entschloß man sich zu weiteren Beobachtungen 
und Messungen an den in Betrieb befindlichen Leitungen, 
Man tat dies aus der Überzeugung heraus, daß manche bis- 
her vertretene Ansicht bzw. Annahme der Planung und 
Projektierungsstellen für Leitungsmaste einer kritischen 
Prüfung unterzogen werden muß. 


Vom Jahre 1955 ab wurden nach diesem Bericht neue 
Mastkopfbilder ausgearbeitet, und die später gebauten Lei- 
tungen sind damit ausgerüstet worden. Die genannten Ver- 
fasser vertreten übereinstimmend die Ansicht, daß die 
Überspannungsvorgänge auf Hochspannungsleitungen mit 
einem und auch zwei Erdseilen weiterhin eingehend er- 
forscht und mit den im praktischen Betrieb gemachten Fest- 
stellungen verglichen werden müssen. Desgleichen sind auch 
die Vorgänge beim Blitzeinschlag in die Masten in Betrieb 
sehr gründlich festzuhalten und zu ergründen. 


Aus einer weiteren Veröffentlichung von ©. F. Wagner 
und A. R. Hilman [9] geht hervor, daß sich in den letzten 
Jahren ein erneutes Interesse für die Wirkung des Blitzes 
auf elektrische Leitungen entwickelt hat. Dabei war das 
wesentliche Kennzeichen der Überlegungen der nach der 
Erde hin gerichtete Verlauf des Blitzes einerseits und der 
Verlauf der vom Erdboden ausgehenden Fangentladung an- 
derseits, wobei die Zeitdauer dieses Vorganges besonders 
interessierte. Es liegen zwar Beobachtungen und photogra- 
phische Aufnahmen solcher vom Erdboden aufwärts ge- 
richteten Strahlen vor, es fehlt jedoch die physikalische Er- 
klärung der Gründe für die beobachteten Vorgänge. 


Von den genannten Verfassern wird daher empfohlen, 
neben einer Analyse der bereits vorliegenden Beobachtungs- 
ergebnisse durch weitere Feststellungen — z.B. von hochge- 
legenen Punkten aus — die Größenordnungen, wie Länge, 
Geschwindigkeit und Zeitdauer, der aufwärts gerichteten 
Entladungen zu erfassen. Des weiteren sollte insbesondere 
an Freileitungen studiert werden, inwieweit die Ladung des 
abwärts gerichteten Blitzes die Größe und Intensität der 
entgegenwachsenden Fangentladung beeinflußt. Auf die 
dringende Notwendigkeit solcher Untersuchungen, die auch 
zur Klärung der Frage beitragen würden, inwieweit solche 
Fangentladungen einen Einfluß auf den Einschlagsort und 
damit auf die Bahn des Blitzes dicht über dem Erdboden 
haben können, hat der Verfasser bereits mehrfach in Vor- 
trägen und Veröffentlichungen hingewiesen und an beob- 
achteten Beispielen von Schäden an Freileitungen durch 
Blitzeinwirkungen belegt [10, 11]. 


Großpetzsch vertritt in seiner Veröffentlichung ‚Über die 
Theorien des Schutzraumes von Blitzableiteranlagen‘“ un- 
ter Hinweis auf die verschiedenen Auffassungen, die im In- 
und Ausland über die Schutzraumtheorie von Blitzableiter- 
anlagen bestehen, ebenfalls den Standpunkt, daß die An- 
sichten in bezug auf die Größe des Schutzraumes und des 
Schutzwinkels noch erheblich auseinandergehen und daß 
auch die Erfahrungen der Praxis sowohl beim Gebäude- 
blitzschutz als auch beim Leitungsbau nicht mit den theo- 
retischen beim Modellversuch gemachten Annahmen über- 
einstimmen. Nach seiner Ansicht kann im Leitungsbau kein 
Vollschutz erzielt werden, und beim Gebäudeblitzschutz 
scheidet die Schutzraumtheorie ebenfalls aus. Von aus- 
schlaggebender Bedeutung für die Zuverlässigkeit einer 
Blitzschutzanlage ist nach wie vor ihre gute Erdung, die für 
die Ausbildung der Fangentladung von maßgebendem Ein- 
Auß ist [12]. 


m. 


Über den Einfluß der Masthöhe von Freileitungen auf die 
Häufigkeit der rückwärtigen Überschläge berichtet Wilper- 
nig und erwähnt dabei, daß in den letzten Jahren, vorwie- 
gend in den USA, die Überschläge an Freileitungen häufiger 
als vorausberechnet aufgetreten sind. Um den Ursachen auf 
die Spur zu kommen, hat man den rückwärtigen Über- 
schlag einer eingehenden Überprüfung unterzogen, da man 
der Meinung ist, daß für das Auftreten einer hohen Mast- 
spannung nicht nur der Erdübergangswiderstand allein 
maßgebend ist. Es muß vielmehr der Wanderwellenwider- 
stand des Mastes in die Rechnung einbezogen werden; fer- 
ner sind die zwischen den Masten auftretenden Reflexionen 
der Wanderwellen im Erdreich zu berücksichtigen [13]. 


Über den Schutz von Leitungen mit Erdseilen gegen 
Blitzeinschläge ist in einer Aussprache der „Institution of 
Electrical Engineers‘ ausführlich beraten worden [14]. Da- 
bei wurde fast übereinstimmend festgestellt, daß die bisher 
veröffentlichten Blitzeinschlagtheorien zum Teil als unver- 
einbar mit den neuesten Erkenntnissen über den Blitz an- 
zusehen sind. Bei der im Anschluß an die Referate stattge- 
fundenen Diskussion hinsichtlich der in den Vorträgen ge- 
äußerten verschiedenen Ansichten über die Notwendigkeit 
der Erdseile und die Größe des Schutzwinkels wurde die 
Meinung vertreten, daß nach den theoretischen Berechnun- 
gen ein Schutzwinkel von 45° gegen Blitzeinschläge in die 
Leiter als ausreichend anzusehen ist. Einen Hauptgegen- 
stand der Aussprache bildete die Frage, weshalb die Leitun- 
gen hoher Spannung verhältnismäßig oft von Blitzstörun- 
gen betroffen werden. Dabei wird hervorgehoben, daß die 
spezifische Störungszahl durch Blitzeinschläge an einer 275- 
kV -Leitung mit Erdseilschutz bei der Erstellung mit 0,2 ge- 
schätzt worden ist, dann aber im Betrieb mit 1,6 den acht- 
fachen Wert angenommen hat. Die Schutzwinkel an 225- 
kV-Einfach- und Doppelleitungen variieren nach den An- 
gaben dieses Berichtes zwischen 13,5 und 50°. Bei einer 
störungsanfälligen Doppelleitung ohne Erdseilschutz ist 
nach der Auflegung eines Erdseiles mit einem Winkel von 
45° die Anzahl der Störungen von 16 auf 4 zurückgegangen. 


Ob die Größe des Schutzwinkels bei Blitzeinschlägen, 
welche die Leitungen seitlich treffen, überhaupt von aus- 
schlaggebender Bedeutung ist, wurde bei der Aussprache 
sehr in Frage gestellt. Auch sollte man nach Ansicht der Be- 
teiligten die Veränderung der Lage der Leiter zum Erdseil, 
die während des Gewitters bei Wind verursacht wird, kei- 
nesfalls außer acht lassen, da der Winkel dadurch stark ver- 
ändert werden und Werte annehmen kann, die von denen 
der Ruhelage stark abweichen. 


Um diesen Einflüssen auf die Spur zu kommen, muß man 
nach Ansicht der Verfasser die Blitzstörungen in ihren ver- 
schiedenen Formen genau unterteilen und die Statistik in 
dieser Richtung eingehend auswerten. Erst dann könnte 
mit einiger Sicherheit festgestellt werden, ob die Schutz- 
wirkung mit kleinerem Schutzwinkel als 45° günstiger ist. 


Des weiteren wurde die Frage aufgeworfen, ob bei 
Höchstspannungsleitungen nicht die Wirkung der Korona 
und die dadurch erhöhte Ionisation der Luft im Bereich der 
Leiterseile eine gewisse Rolle spieleund daß möglicherweise 
ein Überschlag eher zum Leiter als zum Erdseil eintreten 
würde. 


Auf der 18. Tagung der Internationalen Hochspannungs- 
konferenz „Blitze und Überspannungen‘“ ist von Baatz 
ebenfalls berichtet worden, daß die Häufigkeit von Gewit- 
terstörungen in Hochspannungsleitungen bei hohen Masten 
erheblich größer ist als auf Grund bisheriger Untersuchun- 
gen angenommen werden konnte. Modellversuche über die 
Schutzwirkung der Erdseile werden abgelehnt, weil vor 
allem das verkleinerte Modell die Verschiedenartigkeit der 
Blitzentladung und der Stoßentladung nicht richtig wieder- 
gibt. Eine weitere Aussprache ergab sich über die Größe des 
Schutzwinkels und die Erfahrungen mit Erdseilen, die in 
sieben Ländern zusammengestellt worden sind [15]. 
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In der Arbeit von J. H. Gridley wird die Wichtigkeit der 
vom Blitzkanal auf die Erd- und Leiterseile induzierten La- 
dungen hervorgehoben [16]. Ein hinreichender Schutz für 
das Leiterseil ist nach Auffassung dieses Verfassers vorhan- 
den, wenn die Ladung auf dem Erdseil größer ist als dieje- 
nige auf dem Leiterseil. Die Schutzwirkung eines Erdseiles 
ist als eine Funktion des Blitzstromes anzusehen. Die Rech- 
nung ergibt, daß ein hinreichender Schutz möglich ist, wenn 
das Erdseil einen Winkel von 45° aufweist. In der Diskus- 
sion zu dieser Arbeit wird von verschiedenen Seiten auf die 
Kompliziertheit des Blitzvorganges und auf die zahlreichen 
Einwände gegen Modellversuche wegen der dabei gemach- 
ten Annahmen, die dem tatsächlichen Blitzablauf nicht ent- 
sprechen, aufmerksam gemacht. Ein kleinerer Winkel als 
45 ° wird für einen ausreichenden Schutz der Leiter für bes- 
ser gehalten, jedoch müßte man zur rascheren Klärung der 
Erdseilschutzwirkung den Blitzablauf viel eingehender als 
bisher beobachten. Die Blitzschutzfrage sei ein ziemlich 
komplexes Problem, das nicht allein von der Forschung im 
Laboratorium gelöst wer den könne. Auch die örtliche Lage 
der Leitung im Gelände und die Einwirkung des Windes, 
der die Leiter und auch die Erdseile in ihrer Lage zueinan- 
der beeinflußt, müssen bei der Abschätzung des Schutzwin- 
kels berücksichtigt werden. 


Ferner wird in diesem Bericht die Notwendigkeit hervor- 


* gehoben, alle Blitzeinschläge in die Leitungen zu erfassen, 


einschließlich derjenigen, die keine Störungen zur Folge ha- 
ben. Zu diesem Zwecke sind an einigen 380-kV -Leitungen 
am Mastfuß kleine Funkenstrecken zum Registrieren der 
Einschläge angebracht worden. Auch darf die Wirkung der 
Korona bei Höchstspannungsleitungen und die dadurch 
hervorgerufene Ionisierung der Luft in der Umgebung der 
Leiter nicht außer acht gelassen werden, die möglicherweise 
die Schutzwirkung des Erdseiles beeinflussen kann. 


Bei der Betrachtung der im Schrifttum bekanntgegebe- 
nen Erfahrungen aus den letzten Jahren mit den mit Erd- 
seilen geschützten Leitungen, die noch beliebig erweitert 
werden könnten, fällt vor allem die Sorge um direkte Ein- 
schläge in die Leiterseile auf. Dabei scheint es wohl in den 
wenigsten Fällen einwandfrei erwiesen zu sein, ob die Schä- 
den nicht meistens durch rückwärtige Überschläge entstan- 
den sind. Diese treten bekanntlich bei ungenügender Er- 
dung der einzelnen Maste auch bei Schutzwinkeln von 30° 
und darunter auf. Diese Tatsache scheint, wie ebenfalls aus 
den Veröffentlichungen hervorgeht, nicht selten übersehen 
zu werden. Auch scheinen die von der Störungsstelle von 
den Störtrupps eingehenden Meldungen nicht in allen Fäl- 
len einer genügend kritischen Beurteilung oder örtlichen 
Nachkontrolle unterzogen zu werden. Bei derartigen Kon- 
trollen mit Nachmessung der Erden und Untersuchung des 
Isolationszustandes der Ketten auf Verschmutzung oder 
einzelner bereits vor der Störung ausgefallener Kettenglie- 
der würden Fehlangaben vermieden, und die Störungssta- 
tistik wäre zuverlässiger, als es manchmal den Anschein hat. 


Daß gerade der Güte der Erdung der einzelnen Leitungs- 
maste in bezug auf die Gewittersicherheit einer Hochspan- 
nungsleitung besondere Bedeutung zukommt, hat der Ver- 
fasser auf Grund eigener Erfahrungen im Netzbetrieb wie- 
derholt hervorgehoben [11,17,18]. 


Die gleichen Feststellungen gehen aus dem Bericht H. 
Meyers ‚Aus der Praxis des Gewitterschutzes von Hoch- 
spannungsleitungen‘ hervor [19]. Nach den fast zwanzig- 
jährigen Betriebserfahrungen im 110- und 60-kV-Netz des 
Bayernwerks sind an den mit Tannenbaum- und Donau- 
Masten ausgerüsteten Leitungen mit einem Erdseil auf 
Grund der Störungsstatistik vor der gründlichen Verbesse- 
rung der Masterden durchschnittlich fast 50% der Leitungs- 
auslösungen auf Gewittereinwirkungen zurückzuführen. 
Bei einzelnen Leitungen lag dieser Anteil sogar bei 80%. 
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Nach Durchführen der Erdungsverbesserung in den Gebie- 
ten mit besonders hoher Gewittertätigkeit sind durchweg 
günstige oder befriedigende Betriebsverhältnisse erzielt 
worden, indem die Störungen durch Blitzeinschläge auf 
durchschnittlich ein Viertel zurückgegangen sind. Dieser 
Erfolg sei um so bemerkenswerter, da es sich durchweg um 
Leitungen mit nur einem Erdseil, also um Leitungen mit 
angeblich unvollkommenem Erdseilschutz handelt. Meyer 
stellt auf Grund dieser Erfahrungen fest, daß die bei den 
Modellversuchen zugrunde gelegten Bedingungen nicht mit 
den im praktischen Betrieb vorhandenen übereinstimmen. 


In einer späteren Arbeit warnt Meyer vor übertriebenem 
Erdseilschutz bei den Höchstspannungsleitungen mit dem 
Hinweis, daß schon aus Betriebserfahrungen in Netzen mit 
geringeren Betriebsspannungen bekannt ist, daß für die Ge- 
wittersicherheit eines Netzes im allgemeinen gute Erdungen 
der einzelnen Maste wichtiger sind, als ein teurer „‚Erdseil- 
vollschutz‘‘ durch zwei oder gar drei Erdseile [20]. 


Über Betriebserfahrungen mit Gewitterstörungen in 
einem ausgedehnten 110-kV -Netz berichtet Zwanziger [21]. 
Er weist darin auf Grund von Untersuchungen an einer 110- 
kV-Leitung mit einem Erdseil nach Zahl, Ort und Auswir- 
kung der über einen längeren Zeitraum aufgetretenen Ge- 
witterstörungen nach, daß ein sehr erheblicher Teil dieser 
Störungen auf rückwärtige Überschläge zurückzuführen 
ist und daß sich durch Herabsetzen der Masterdungswider- 
stände die Betriebssicherheit der Leitungen wesentlich er- 
höhen läßt. Auch könne das Erdseil nicht über einzelne 
schlechte Masterdungen ausgleichend hinweghelfen. 


Nachdem auch auf der CIGRE-Tagung im Jahre 1960 in 
der Gruppe 33 ‚„‚Überspannungen und Blitze“ zumAusdruck 
kam, daß die Häufigkeit der Blitzeinschläge in Höchstspan- 
nungsleitungen (über 220 kV) größer ist, als nach den be- 
stehenden Theorien zu erwarten war, und daß daher keine 
eindeutige Empfehlung über den Schutzwinkel gegeben 
werden konnte und die Forderung nach neuen statistischen 
Unterlagen über die Schutzwirkung gestellt wurde, sollte 
man den Vorkommnissen im praktischen Netzbetrieb er- 
höhte Beachtung schenken. 


Dazu ist erforderlich, daß dem Störungsablauf infolge 
von Blitzeinschlägen und der Auswirkung mehr Aufmerk- 
samkeit geschenkt wird. 


Es wird daher Aufgabe der Netzingenieure sein, am Stö- 
rungsort den Störungsvorgang auf Grund von Brandspuren 
am Erdseil oder an den Leitern genau zu analysieren, ob es 

‚sich um einen Einschlag in die Leiter oder um einen Mast- 
oder Erdseileinschlag handelt. Auch ist der Wert der Iso- 
lation der übergeschlagenen Kette zu überprüfen, da be- 
kanntlich die Überschlagsicherheit verschmutzter Ketten we- 
sentlich herabgesetzt ist, insbesondere dann, wenn Feuch- 
tigkeit und vor allem Nebel hinzutreten. Auch können ein- 
zelne Glieder infolge vorheriger Beschädigung — Haarrisse 
oder Durchschläge—die Stoßüberschlagspannung bedeutend 
vermindern. Ferner ist es notwendig, den Zustand der Er- 
dung an dem beschädigten Mast unmittelbar nach der Stö- 
rung zu kontrollieren, der bekanntlich im Sommer in der 
Gewitterperiode häufig weit höher liegt, als im feuchten 
Frühjahr oder im Spätherbst. Bei solchen eingehenden Un- 
tersuchungen wird es möglich sein festzustellen, ob es sich 
bei der Störung um einen rückwärtigen Überschlag oder 
einen Einschlag in den Leiter handelt. Auch ergibt sich da- 
beidieMöglichkeitder Nachprüfung der vom Störungstrupp 
eingegangenen Störungsmeldungundder darin angegebenen 
Störungsursache. 


Unter dieser Voraussetzung ist die Gewähr für einwand- 
freie statistische Unterlagen gegeben, aus denen dann die 
notwendigen Schlußfolgerungen gezogen werden können, 
zumal Modellversuche unter den bisher angewendeten Be- 
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dingungen über den Mechanismus des sprunghaften Vorar- 
beitens der Leitentladung des Blitzschlages nach Erde keine 
Klarheit schaffen können [4]. 
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DK 061.5(047):621.311 
Aus EVU-Geschäftsberichten 


Die VereinigteElektrizitätswerke Westfalen AG, 
Dortmund, hat für das 31. Geschäftsjahr 1960 ihren Ge- 
schäftsbericht vorgelegt, der in der graphischen und text- 
lichen Gestaltung an die gute Tradition der Vorjahre an- 
schließt. 


In der Einleitung geht der Vorstand zunächst auf die all- 
gemeine wirtschaftliche Entwicklung des Bundesgebietes 
ein. Als Gradmesser für den Konjunkturanstieg ist das 
Brutto-Sozialprodukt herangezogen worden. Der reale Zu- 
wachs des Brutto-Sozialprodukts betrug im Berichtsjahr 
8% ; er ist zu etwa t/, auf die Zunahme der Beschäftigten, 
dagegen zu ?/, auf eine echte Produktivitätssteigerung zu- 
rückzuführen. An der Verwirklichung dieser verhältnis- 
mäßig hohen Zuwachsrate des Brutto-Sozialprodukts, ins- 
besondere bei der starken Produktivitätserhöhung, hat die 
Elektrizitätswirtschaft einen erheblichen Anteil. 


Im Versorgungsraum der VEW konnte die nutzbare 
Stromabgabe um 12,1% gesteigert werden. Die VEW-Lan- 
desversorgung erreichte damit eine nutzbare Abgabe von 
5169 GWh. Zählt man die Sonderlieferungen und die Durch- 
leitungen für den Bergbau sowie für das RWE hinzu, dann 
argibt sich bei einem Steigerungssatz von 8,5% eine nutz- 
bare Abgabe von insgesamt 6696 GWh. 


Der Strom wurde zu rd. 48% in eigenen Kraftwerken 
(2729 GWh) erzeugt. Die Stromerzeugung wuchs damit 
am durchschnittlich 16,2%. Der Strombezug von fremden 
Kraftwerken in Höhe von 3011 GWh hat dagegen eine Zu- 
nahme von 7,2% aufzuweisen. Durch den Einsatz von zwei 
neuen Maschinensätzen mit je 107 MW wurde das Gerstein- 
werk stärker an der Stromerzeugung beteiligt. Auch im Ge- 
meinschaftswerk Hattingen wurden zwei Maschinensätze 
von je 107 MW seit Oktober 1960 voll eingesetzt. Im Rah- 
men des Bergbauvertrags wurden von dem Rheinstahl- 
Kraftwerk Brassert in Marl seit August 1960 eine Maschi- 
aenleistung von 150 MW in Anspruch genommen. 


An der Steigerung der nutzbaren Abgabe waren vor allem 
lie industriellen Abnehmer beteiligt. Interessant ist in die- 
sem Zusammenhang die Analyse der Zuwachsraten bei den 
inzelnen industriellen "Wirtschaftszweigen. Die eisen-, 
stahl- und metallverarbeitende Industrie hat eine verhält- 
usmäßig hohe Verbrauchssteigerung von 16,5% aufzuwei- 
‚en. Der Maschinenbau erhöhte seine Abnahme um 17,4%, 
während die chemische Industrie gar eine Zuwachsrate von 
[9,5% aufweist. Die Verbrauchsgruppe der Kleinabnehmer 
Tarifabnehmer) zeigt mit 14,4% wiederum einen starken An- 
stieg. Hierbei ist zu bedenken, daß diese Gruppe bereits im 
Vorjahr eine Zuwachsrate von 10,6% erzielte. 


Nutzbare Abgabe 
Zu-bzw. 
1960 1959 Abrahnid 
GWh GWh % 


Industrie 3226,3 2881,4 + 

Verkehrswesen 116,0 120,5 — 83,8 
Wiederverkäufer 788,8 700,4 + 12,6 
Öffentliche Verbraucher 87,0 79,1 + 10,0 
Kleinabnehmer 937,7 819,5 + 14,4 
Selbstverbrauch 13,2 11,5 + 14,4 
VEW-Landesversorgung 5169,0 4612,4 | + 121 


Einschließlich des Anteils an der Leistung des Gemein- 
schaftswerks Hattingen betrug die aufgestellte Leistung der 
eigenen Dampf- und Wasserkraftwerke zum Jahresschluß 
rd. 840 MW. Sie lag damit um 29,6% höher als im Vorjahr. 
Erfreulicherweise ist die Jahreshöchstlast nicht so stark an- 
gestiegen wie die nutzbare Stromabgabe. Die Netzspitze be- 
trug 1282 MW bei einer Zuwachsrate von 3,7% gegenüber 
der des Vorjahres. Dadurch verbesserte sich die Benutzungs- 
stundendauer der Höchstleistung von 4994 Stunden im Jahr 
1959 auf 5223 Stunden im Jahr 1960. 


Auch im zurückliegenden Jahr war die Bautätigkeit in 
den Versorgungsanlagen recht erheblich. In der Bilanz wird 
ein Zugang von 174,8 Mio DM zum Sachanlagevermögen 
ausgewiesen. Die Stromversorgungsanlagen zeigen dabei 
einen Brutto-Zugang von 202,8 Mio DM. Hierbei halten sich 
die Investitionen in den Leitungsnetzanlagen und in den 
Kraftwerksanlagen ungefähr die Waage. 


Neben den bereits erwähnten Erweiterungen im Gerstein- 
werk und im Gemeinschaftswerk Hattingen sind die Pla- 
nungsarbeiten für das neue Kraftwerk Westfalen in Schme- 
hausen (Landkreis Unna) im Berichtsjahr weiter fortge- 
führt worden. Der erste Bauabschnitt sieht den Einbau von 
zwei 160-MW-Blöcken vor. 


Im Verteilungsbereich konnte trotz erheblicher Schwie- 
rigkeiten die wichtige 380/220-kV-Doppelleitung vom 
Rheinstahl-Kraftwerk Brassert in Marl termingerecht fer- 
tiggestellt werden. Außer dieser 380/220-kV-Doppelleitung, 
die von Pöppinghausen nach Kusenhorst führt, wurden 
weitere Ergänzungen im 220-kV- und 110-kV-Netzbereich 
vorgenommen, die insgesamt das Hochspannungsnetz um 
68 km verlängerten. Im Mittel- und Niederspannungsnetz 
betrug die Erweiterung 1200 km. Im Hochspannungsnetz 
kamen zwei weitere Umspannwerke in Betrieb. Für das 
Mittel- und Niederspannungsnetz wurden 30 neue 30-kV- 
Stationen und 426 10-kV-Stationen installiert. 


Die Summe der Investitionen in das Anlagesachvermögen 
betrug seit der Währungsreform 1,1 Mrd DM. In den Pla- 
nungen der Gesellschaft wird davon ausgegangen, daß bis 
etwa 1965, also rd. für die Hälfte des Zeitraumes, etwa der 
gleiche Betrag investiert werden muß. 


Das Umlaufvermögen hat sich um rd. 10,7 Mio DM ge- 
genüber dem Vorjahr verringert. Sehr stark sind hierbei die 
Forderungen an nahestehende Unternehmen durch die pla- 
nungsmäßige und zusätzliche Tilgung eines Ausbaukredits 
am Gemeinschaftswerk Hattingen um rd. 20,8 Mio DM zu- 
rückgegangen. Die flüssigen Mittel wurden um 6,0 Mio DM 
verstärkt. 


Das Grundkapital wird zum Jahresschluß unverändert 
mit 182 Mio DM ausgewiesen. In der Hauptversammlung 
wurde dem Vorschlag des Vorstandes entsprochen, eine Ka- 
pitalerhöhung um 98 Mio DM vorzunehmen. Hiervon sollen 
28 Mio DM durch Umwandlung eines Teils der gesetzlichen 
Rücklage und durch zusätzliche Gewinnausschüttung in 
diesem Jahr aufgebracht werden. Die restlichen 70 Mio DM 
sind von den Aktionären einzuzahlen. Infolge der Entnah- 
me aus der gesetzlichen Rücklage um 8,7 Mio DM werden 
die Rücklagen nunmehr mit einem Betrag von 60,8 Mio DM 
ausgewiesen. Die Wertberichtigungen haben sich gegenüber 
dem Vorjahr um rd. 71,5 Mio DM erhöht. Die Rückstellun- 
gen blieben zwar insgesamt nahezu unverändert, jedoch 
zeigt die Rückstellung für Ruhegeld und. Hinterbliebenen- 
versorgung einen Zugang von 6,9 Mio DM, während die 
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Bilanz (in Mio DM) 


Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


31. Dez. | 31. Dez. | + Verän- 
1960 1959 derungen 
Aktiva 
Elektrizitätsanlagen 1209,1 1020,5 + 188,6 
Heizdampfanlagen 10,1 9,9 4 0,2 
Gasanlagen 34,8 82,3 + 25 
Wasseranlagen Zigil 6,5 + 0,6 
gemeinsame Anlagen 48,1 43,8 + 43 
im Bau befindliche An- 
lagen, Anzahlungen und 
Baulager 37,5 78,9 — 41,4 
bewertbare Rechte 1,2 - B- 1102 
Beteiligungen 9,9 10,0 — 601 
Bankguthaben für 
Investitionen 20,0 15,0 750 
Anlagevermögen insgesamt 1427,8 1 266,9 + 160,9 
Lagervorräte 8,4 8,3 eo. 
Wertpapiere 1,9 1,9 5 ÄDRt, 
Forderungen 87,3 83,3 + 40 
Forderungen an nahe- 
stehende Unternehmen 50,1 70,9 — 20,8 
Flüssige Mittel 22,1 16,1 + 6,0 
Umlaufvermögen insgesamt | 169,8 | 180,5 | — 10,7 
Posten der Rechnungs- | 
abgrenzung 6,8 5,7 + 11 
Aktiva insgesamt 1604,4 1453,1 + 151,3 
Passiva \ 
Grundkapital 182,0 182,0 ar AR 
Rücklagen 60,8 69,5 — 87 
Wertberichtigungen 701,5 639,9 + 61,6 
Rückstellungen 135,1 134,2 + 0,9 
langfristige Verbind- 
lichkeiten 274,1 246,6 + 27,5 
kurzfristige Verbind- 
lichkeiten 95,6 64,1 + 31,5 
Posten der Rechnungs- 
abgrenzung 102,0 94,9 en 
Reingewinn 53,3 21,9 + 31,4 
Passiva insgesamt 1604,4 1453,1 + 151,3 


übrigen Rückstellungen eine Verminderung um 6,0 Mio DM 
aufweisen. 


Bei den Verbindlichkeiten sind. sowohl die langfristigen 
wie die kurzfristigen gestiegen. Die langfristigen erhöhten 
sich um 27,5 Mio DM, während die kurzfristigen um 31,5 
Mio DM anstiegen. Der Reingewinn wird mit 53,3 Mio DM 
ausgewiesen und dient dazu, eine Dividende von 12%, auf 
das erhöhte Grundkapital von 210 Mio DM zu zahlen und 
28 Mio DM für die Kapitalerhöhung bereitzustellen. 


Die dem Bericht beigefügte Bilanzanalyse zeigt in der 
Vermögensstruktur einen Anteil des Anlagevermögens von 
89%. In der Kapitalstruktur ist das Eigenkapital einschließ- 
lich dem sogenannten wirtschaftlichen Eigenkapital mit 
54% angegeben, während das langfristige Fremdkapital 
35% und das kurzfristige 11% ausmachen. Gegenüber 1956, 
wo noch der Anteil des Eigenkapitals 65% betrug, hat sich 
damit das Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdkapital zu- 
sehends verschlechtert. Nicht zuletzt aus diesem Grunde ist 
die Kapitalerhöhung beschlossen worden. 


In der Gewinn- und Verlustrechnung, die wie im Vorjahr 
in der Staffelform ausgewiesen ist, ist der Umsatzwert beim 
Stromverkauf beinahe proportional zur nutzbaren Abgabe 
angestiegen. Da die Aufwendungen für die Einsatzstoffe 
und den Fremdbezug sich nicht so stark erhöhten, konnte 
der Rohertrag um 30,5 Mio DM, entsprechend 11,8% gegen- 
über dem Vorjahr, gesteigert werden. Interessant ist in die- 
sem Zusammenhang eine graphische Darstellung, die zeigt, 
durch welche Aufwendungen und Gewinnteile die Erträge 
gedeckt wurden. Hiernach ergibt sich folgendes Bild: 


vom 1.1. | vom 1.1. | + Verän. 
bis 31.12.|bis 31.12. | derungen 
1960 1959 

Umsatzerlöse 563,4 521,6 + 418 
aktivierte Eigenleistungen 13,1 12,7 + 04 
Gesamtleistung 576,5 534,3 + 42,2 
Aufwendungen für Ein- 

satzstoffe, gleichzu- 

setzende Fremdleistungen 

und bezogene Waren 288,5 276,8 + la 
Rohertrag 288,0 257.0 + 30,5 
sonstige Erträge 30,1 26,1 + 48 
Rohertrag zuzüglich 

übrige Erträge 318,1 283,6 + 348 
Personalaufwendungen 70,6 57,0 + 13,6 
Abschreibungen und 

Wertberichtigungen auf 

Sachanlagen 80,7 65,0 + 15,7 
Abschreibungen auf 

Beteiligungen — 2,2 a 
Abschreibungen auf 

Umlaufvermögen 1,8 5,6 — 41 
Aufwendungen für Ab- 

rüstung von Anlagen 1:5 1,9 — 04 
Zinsen 17,6 16,2 + 14 
Steuern 33al 36,5 — 34 
Lastenausgleich- 

vermögensabgabe 4,1 4,0 + 0m 
sonstige Aufwendungen 64,5 64,1 + 04 
Jahresüberschuß 44,5 3152 + 13,3 
Entnahme aus der freien 

Rücklage 8,7 u 
Zuführung zur freien 

Rücklags — 
Reingewinn 53,2 

Verteilung des 

Reingewinns: 
Dividende 25,2 
für Kapitalerhöhung 28,0 


Roh-, Hilfs- und. Betriebsstoffe, Strom-, Gas- und 


Wasserbezug 47% 
Löhne und Gehälter 8% 
soziale Aufwendungen 3% 
Abschreibungen 14% 
Zinsen 3% 
Steuern einschließlich Vermögensabgabe 6% 
vertragliche Abgaben 3% 
übrige Aufwendungen 7% 
Gewinnausschüttung für Kapitalerhöhung 5% 
Dividende und Gewinnvortrag 4% 

100% 


Die Personalkosten stiegen infolge einer ab 1. Januar 
1960 wirksam gewordenen 9- bis llprozentigen Lohn- und 
Gehaltserhöhung. Die Abschreibungen und Wertberichti- 
gungen auf das Sachanlagevermögen haben einen Zugang 
von 15,7 Mio DM aufzuweisen. Die Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf das Umlaufvermögen wurden um 
4,1 Mio DM geringer als im Vorjahr ausgewiesen. Die Zin- 
sen stiegen entsprechend dem Geschäftsumfang und der 
Darlehensaufnahme. Die Steuern verminderten sich um 3,4 
Mio DM, obgleich die Gewinnausschüttung gegenüber 1959 
sich wesentlich erhöht hat. Dies ist im wesentlichen auf den 
ermäßigten Körperschaftsteuersatz von 15% auf ausge- 
schüttete Gewinne zurückzuführen. Der Jahresüberschuß 
wird mit 44,5 Mio DM ausgewiesen und hat sich gegenüber 
dem Vorjahr um 13,3 Mio DM erhöht. 

In einem Ausblick hebt die Geschäftsleitung noch einmal 
die besondere Bedeutung der Elektrizitätsversorgung für 
die wirtschaftliche Entwicklung hervor. Dabei wird auch 
davor gewarnt, die Investitionen in der Elektrizitätswirt- 


chaft nach einer antizyklischen Konjunkturpolitik auszu- 
ichten. Die langfristige Planung müsse ohne Rücksicht auf 
urzzeitig auftretende konjunkturelle Veränderungen er- 
olgen. Für das laufende Geschäftsjahr wird. mit einer wei- 
eren guten Entwicklung des Unternehmens gerechnet. 


Die VEW beschäftigten zum Jahreswechsel 4633 Mitar- 
jeiter, davon 2155 Angestellte und 2478 Arbeiter. ot 


* 


Die Steigerungsquote der nutzbaren Abgabe von 12,4% 
ür das Jahr 1960 ist ein guter Maßstab für die weiterhin 
xpandierende wirtschaftliche Entwicklung in dem Ver- 
orgungsgebiet der Hannover-Braunschweigische 
Stromversorgungs-AG . (Hastra), Hannover. Die in- 
lustriellen Sonderabnehmer waren an dieser Verbrauchszu- 
ahme stärker beteiligt als die Tarifabnehmer. Dagegen 
jlieb der Zuwachs bei den bisherigen Wiederverkäufern 
egenüber der Gesamtentwicklung erheblich zurück. Im ein- 
elnen teilt sich der Stromabsatz wie folgt auf: 


GWh 9% 
I. Tarifabnehmer 
1. Kleinstabnehmertarif 
Licht und Kraft 8,0 0,6 
2. Grundpreistarif 
Haushalt 237,8 18,7 
Gewerbe 141,7 1162 
Landwirtschaft 91,4 7,2 
Nachtstrom 16,7 153 
495,6 39,0 
II. Sonderabnehmer 
1. Großabnehmer 481,7 38,0 
2. Wiederverkäufer 289,5 23,0 
7752 61,0 
Absatz insgesamt 1 266,8 100,0 


Die Jahreshöchstlast wird mit 287 MW angegeben. Sie 
stieg um 9,2%. Die Benutzungsstundendauer der Jahres- 
höchstlast erhöhte sich von 4529 auf 4665 h. 


Ab 1. April 1960 wurden die im Randgebiet von Braun- 
schweig gelegenen Anlagen von den Stadtwerken Braun- 
schweig übernommen. In diesem Gebiet setzte die Hastra 
im Vorjahr 24 GWh an Letztverbraucher ab. Bei dem Ver- 
gleich der Daten für das Jahr 1960 sind diese Veränderungen 
im Versorgungsgebiet entsprechend zu berücksichtigen. 


Die starke Nachfrage erforderte ein umfangreiches Bau- 
programm. Die Bruttozugänge zum Sachanlagevermögen 
srreichten 1960 eine Höhe von 20,6 Mio DM. Hiervon ent- 
fallen 7,9 Mio DM auf das Niederspannungsnetz, 4,1 Mio 
DM auf das Mittelspannungsnetz und 4,4 Mio DM auf die 
Errichtung von Umspann- und. Gleichrichterwerken sowie 
auf die Beschaffung von Transformatoren und. Gleichrich- 
tern. Die nachhaltige Erhöhung des Stromverbrauchs zwingt 
lie Hastra dazu, die Verstärkungen und Erweiterungen 
ihrer Netzanlagen früher als in den Planungen vorgesehen 
vorzunehmen. Dabei sollen zur Erhöhung der Betriebs- 
sicherheit die neuesten Erkenntnisse der Fernwirktechnik in 
noch größerem Umfang genutzt werden. Die Länge des 
Mittelspannungs-Freileitungs- und Kabelnetzes betrug im 
Berichtsjahr 5470 km. Das Niederspannungs-Freileitungs- 
und Kabelnetz hatte eine Streckenlänge von 7075 km. 


Das Umlaufvermögen erfuhr eine Erhöhung um 5,7 Mio 
DM. Hierbei sind die flüssigen Mittel am stärksten mit 
2,3 Mio DM gestiegen. Die Wertpapiere erhöhten sich um 
1,3 Mio DM, während die Forderungen entsprechend dem 
höheren Umsatz um 1,2 Mio DM anwuchsen. 


In der Bilanz wird das Grundkapital noch mit 36 MioDM 
ausgewiesen. Die Hauptversammlung hat am 21. Juni eine 
Kapitalerhöhung um 24 Mio DM beschlossen. Von den ins- 
yesamt 24 Mio DM der Kapitalerhöhung werden 9 Mio DM 
durch Umwandlung der ausgewiesenen Rücklage in Grund- 
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Bilanz (in Mio DM) 


31.Dez. | 31.Dez. |+ Verän- 
1960 1959 | derungen 
Aktiva 

sebäude und Grundstücke 23.D 21,8 + 1,7 
Maschinen und maschinelle 

Anlagen 46,7 43,4 + 3,3 
Leitungen 106,7 97,4 + 9,3 
Zähler, Meßgeräte und 

Werkzeuge 18,4 18,1 + 0,3 
Beteiligungen 0,4 0,4 5.00 
Anzahlungen und im Bau 

befindliche Anlagen 4,9 4, + 0,6 
Anlagevermögen insgesamt 200,6 185, +15,2 
Lagervorräte 3,0 
Wertpapiere 
Forderungen 13,5 
flüssige Mittel Ki 
Umlaufvermögen insgesamt 24,6 
Posten der Rechnungs- | 

abgrenzung 
Aktiva insgesamt 225,4 | 

Passiva 

Grundkapital 36,0 
Rücklagen 15,4 
Wertberichtigungen 86,4 
Rückstellungen 34,0 
Langfristige Verbindlich- 

keiten 24,1 


Mittel- und kurzfristige 
Verbindlichkeiten 


Reingewinn 


Passiva insgesamt 


Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


1.1. bis 
31.12.1960 


l.1.bis | + Verän- 
31.12.1959| derungen 


Umsatzerlöse 152,5 140,1 +12,4 
Bestandsveränderungen 0,1 — + 0,1 
andere aktivierte Leistungen 1,6 155 + 0,1 
Gesamtleistungen 154,2 141,6 
Fremdleistungen und 

Materialaufwand 101,4 92,5 
Rohertrag DI 49,1 
sonstige Erträge 6,3 2,7 
Rohertrag zuzüglich sonstige 

Erträge 59,0 51,8 + 
Personalaufwendungen 19,0 17,6 + 
Abschreibungen 15,0 13,7 
Zinsen 2,5 2,6 _ 
Steuern 9,1 5,8 4 
Lastenausgleichvermögens- 

abgabe 0,3 0,3 Ste 
sonstige Aufwendungen | 97 8,4 + 
Jahresüberschuß “er 3,4 3,4 ge 
Entnahme aus Rücklagen für 

LAG-Vermögensabgabe 0,2 0,2 +0,00 
Roingewinn 3,6 3,6 a AN) 


kapital und 15 Mio DM durch neue Einzahlung der Aktio- 
näre aufgebracht. Die Bruttozugänge zu den Wertberichti- 
gungen belaufen sich auf 13,3 Mio DM. Nach Verrechnung 
der Abgänge ergibt sich eine Erhöhung dieser Bilanzposi- 
tion um netto 10,6 Mio DM. Die Rückstellungen sind um 
7,6 Mio DM auf 34,0 Mio DM angestiegen. Hierin sind 
21,4 Mio DM auf empfangene Baukostenzuschüsse und 
weitere 9,5 Mio DM für möglicherweise auftretende Steuer- 
forderungen enthalten. Die langfristigen Verbindlichkeiten 
konnten um 0,9 Mio DM abgebaut werden, während gleich- 
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zeitig die mittel- und kurzfristigen Verbindlichkeiten um 
3,3 Mio DM angestiegen sind. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung zeigt bei den Umsatz- 
erlösen eine Steigerung von 12,4 Mio DM. Sie erreichten in 
dem Bruttoausweis eine Höhe von 152,5 Mio DM. Nach Ab- 
zug des Aufwands für Fremdleistungen und Materialien in 
Höhe von 101,4 Mio DM ergibt sich für 1960 ein Rohertrag 
von 52,7 Mio DM, der um 3,6 Mio DM über dem entspre- 
chenden Vorjahreswert liegt. Die sonstigen Erträge sind 
gleichfalls um 3,6 Mio DM höher als im Vorjahr. 

Bei den Aufwendungen sind die Personalaufwendungen 
um 1,4 Mio DM, die Abschreibungen um 1,3 Mio DM, die 
Steuern um 3,3 Mio DM und die sonstigen Aufwendungen 
um 1,3 Mio DM gestiegen. Bei einem gegenüber dem Vorjahr 
unverändert ausgewiesenen Jahresüberschuß in Höhe von 
3,4 Mio DM konnte unter Berücksichtigung der Entnahme 
aus der Rücklage für die LAG-Vermögensabgabe ein Rein- 
gewinn von 3,6 Mio DM erzielt werden, der zu einer Divi- 
dende in Höhe von 10% auf das ursprüngliche Grundkapital 
von 36 Mio DM ausreichte. 

Die Hastra beschäftigte am Jahresschluß 1324 Arbeiter 
und Angestellte. Im Berichtsjahr konnten 10 Betriebsan- 
gehörige ihr 40jähriges Dienstjubiläum feiern. Ot 


Der Zweckverband OÖberhessische Versorgungs- 
betriebe in Friedberg, hat für das Geschäftsjahr 1960 
einen Bericht herausgegeben, der im Aufbau, in der Dar- 
stellung und im Text vorbildlich ist. Das Unternehmen glie- 
dert die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung nach 
den Vorschriften des Eigenbetriebsrechts. 


Von der technischen Seite gesehen brachte das zurück- 
liegende Geschäftsjahr ein gutes Ergebnis. Die nutzbare 
Abgabe konnte um 13,6 % gegenüber dem Vorjahr gestei- 
gert werden. Sie erreichte insgesamt 221,4 Mio kWh. Absolut 
betrug die Zunahme 26,5 Mio kWh. Sie ist damit die größte 
absolute Steigerung seit der Gründung des Unternehmens. 


Steige- 
rung 
1960 gegen- 
über dem 
Vorjahr 
Mio kWh 9A > 
Strombeschaffung 
Bezug 234,5 97,9 t 12,4 
Erzeugung 5,0 ZA: +117,4 
239,5 100,0 + 13,5 
Nutzbare Stromabgabe 
Tarifabnehmer ITIsL 50,2 —+ 11,9 
Sonderabnehmer ZT 34,8 8 
Wiederverkäufer 33,2 15,0 + 92 
221,4 100,0 + 13,6 


Die höchste Netzbelastung wird mitrd. 56 MW angegeben. 
Daraus errechnet sich eine Jahresbenutzungsdauer von 4282 
Stunden. 

Auch im zurückliegenden Jahr waren erhebliche Investi- 
tionen erforderlich. Für die Stromversorgung betragen die 
Bruttoanlagezugänge 6,4 Mio DM. Das Wasserwerk er- 
reichte Bruttoanlagezugänge in Höhe von 3,4 Mio DM. 
Das Umlaufvermögen blieb gegenüber dem Vorjahr beinahe 
unverändert. Die Bilanzsumme erreichte 76,5 Mio DM und 
stieg damit gegenüber dem Vorjahr um 9,2 Mio DM. Das 
Kapital blieb mit 12 Mio DM unverändert. Die Rücklagen 
haben sich um 1,3 Mio DM erhöht und zeigen nunmehr 5,0 
Mio DM. Die Wertberichtigungen einschließlich der Bauzu- 
schüsse der Abnehmer sind mit 39,0 Mio DM ausgewiesen. 
Die Rückstellungen zeigen 3,4 Mio DM, die Verbindlich- 
keiten 16,1 Mio DM; davon sind 10,4 Mio DM langfristig 
und 5,7 Mio DM kurzfristig gebunden. 


In der Gewinn- und Verlustrechnung, die nach dem Sche- 
ma des Eigenbetriebsrechts aufgemacht ist, werden die Um- 
sätze aus Stromverkauf mit 32,3 Mio DM, die aus Wasser. 
verkauf mit 2,8 Mio DM angegeben. 

Nach Zuweisung zur Erneuerungsrücklage in Höhe von 
1,3 Mio DM wurde ein Jahresgewinn von 0,7 Mio DM erzielt, 

Das Unternehmen beschäftigte am Jahresschluß 567 stän- 
dige Mitarbeiter. Darüber hinaus waren 338 Zählerablesar 
nebenberuflich tätig. 0t 


Die Elektrowerke AG zu Berlin hat für das Jahr 1960 
einen Abschluß vorgelegt, der eine gute wirtschaftliche Ent- 
wicklung erkennen läßt. Die der Gessllschaft gehörenden 
Übertragungsanlagen in Bayern, Niedersachsen und West- 
Berlin waren gut ausgelastet. Die über die 220/110-kV-An- 
lage transportierten Strommengen betrugen 1960 3314 GWh 
gegenüber 3110 GWh im Vorjahr. 

Die Bilanz indes wird überwiegend von den Beteiligungen 
bestimmt, die von der Bilanzsumme in Höhe von 89,2 Mio 
DM allein 62,8 Mio DM ausmachen. Die Beteiligungen ba- 
treffen nominell 49,2 Mio DM Braunschweigische Kohlen- 
Bergwerke-Aktien, entsprechend 49,7% des Grundkapi- 
tals, und nominell 19,4 Mio DM Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag)-AG-Aktien, entsprechend 8,8% des Grundkapitals. 


Von der Möglichkeit einer Kapitalberichtigung auf 
Grunddes Gesetzes über Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln wurde Gebrauch gemacht. Die Hauptversammlung 
vom 22. Juni 1960 hat beschlossen, das Aktienkapital von 
bisher 17 Mio DM um 13 Mio DM auf 30 Mio DM zu Lasten 
der gesetzlichen Rücklage zu erhöhen. Bei der Umwand- 
lung der gesetzlichen Rücklage in Aktienkapital ist zu be- 
achten, daß anläßlich der DM-Eröffnungsbilanz eine Ka- 
pitalzusammenlegung im Verhältnis von 10:1 vorgenom- 
men wurde. Auch nach dieser Transaktion ist die Höhe der 
Rücklagen mit 7,2 Mio DM für die gesetzliche und 14 Mio 
DM für die freie Rücklage nicht unbeträchtlich. 

Insgesamt gesehen konnte die Kapitalstruktur in der 
Bilanz weiterhin verbessert werden, indem die Verbindlich- 
keiten abgebaut wurden. Zur Verdeutlichung seien einig? 
wichtige Bilanzzahlen aufgeführt: 


Aktiva (in Mio DM) 


1960 1959 
Sachanlagen 15,6 153 
Beteiligungen 62,8 62,8 
Umlaufvermögen 10,8 10,9 

89,2 89,0 
Passiva (in Mio DM) 

1960 1959 
Grundkapital 30,0 17,0 
gesetzliche Rücklage 760 20,0 
freie Rücklage 14,0 12,0 
Wertberichtigungen 10,0 9,2 
Rückstellungen ’ 4,1 33 
langfristige Verbindlichkeite 15,3 18,1 
sonstige Verbindlichkeiten 5,5 7,3 
Gewinn 353 31 

89,2 89,0 


In der Gewinn- und Verlustrechnung, die erstmalig nach 
der Staffelform im Sinne der gesetzlichen Neugliederung 
vorgelegt wurde, sind vor allem die Erträge aus Beteiligun- 
von 5,8 Mio DM auf 6,8 Mio DM gestiegen. Wie im Vorjahr 
wurden auch 1960 der freien Rücklage 2 Mio DM zugeführt. 
Der verbliebene Reingewinn reichte aus, eine Dividende 
von 11% auf das erhöhte Grundkapital von 30 Mio DM zu 
zahlen. Alleiniger Aktionär ist der Bund über die Vereinigte 
Industrieunternehmungen AG, Berlin und Bonn. 


Die Zahl der Betriebsangehörigen wird mit 53 angegeben. 
0t 


Be... 


Der Jahresbericht der Stadtwerke Bielefeld für das 
Jahr 1959 ist mit seinen anschaulichen Darstellungen und 
Statistiken sowohl eine gute Informationsquelle für den 
Fachmann als auch ein Mittel der Publie Relations für den 
zebildeten Laien. Die Aufmachung ist sehr gut gelungen, so 
laß man wünschen möchte, daß dieses Beispiel der Bericht- 
rstattung eines Eigenbetriebs Schule macht. 

In dem Bericht der Geschäftsführung werden zunächst 
sinleitend die gesamte wirtschaftliche Entwicklung der In- 
lustrie in der Bundesrepublik untersucht und die Tatbe- 
stände besonders herausgestellt, die für den Energieabsatz 
m Bielefelder Raum von Einfluß sind. Der konjunkturelle 
Aufschwung brachte bei der Stromversorgung eine Erhö- 
nung der nutzbaren Abgabe um 7,8%. Sie erreichte damit 
277 Mio kWh im Jahre 1959. An der Erhöhung waren alle 
Abnehmergruppen beteiligt. Jedoch konnte die Abgabe an 
lie Tarifabnehmer um 11,3%, gesteigert werden, während 
lie industriellen Sonderabnehmer eine Zuwachsrate von 
1,5 % erzielten. Die Spitzenlast betrug 95 MW und lag nur 
zering unter der Engpaßleistung der Eigenkraftwerke von 
100 MW. Der Verbundbetrieb zwischen den Stadtwerken 
Bielefeld, dem EW Wesertal und dem EW Minden-Ravens- 
erg gestattete einen Ausgleich, der zu einer besseren Ein- 
atzweise und Auslastung aller Anlagen beitrug. 

Der Zusammenschluß dieser drei Werke zur „‚Interargem‘“ 
at sich bewährt und soll noch weiter vertieft werden. Im 
Berichtsjahr wurde die Gemeinschaftswerk Weser GmbH 
‚egründet. Mit dem Ausbau eines ersten Kraftwerksblocks 
vurde begonnen. Der Anteil der Stadtwerke Bielefeld an dem 
semeinschaftswerk beträgt 10 Mio DM. Hiervon wurden 
jereits 2,5 Mio DM eingezahlt. 

Die Bilanz der Stadtwerke zeigt mit einer Gesamtsumme 
ron 146 Mio DM eine erhebliche Ausweitung des Anlage- 
rermögens. Von den Zugängen zum Sachanlagevermögen 
n Höhe von 13,7 Mio DM entfallen allein auf die Elektrizi- 
ätsversorgung 8,8 Mio DM. In erster Linie wurde dieser 
3etrag zum Ausbau des Verteilungsnetzes sowie der Um- 
pann- und Schaltanlagen verwendet; er wurde überwiegend 
‚us eigenen Mitteln finanziert. An Abschreibungen standen 
llein 12,3 Mio DM zur Verfügung. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt insgesamt mit 
inem Gewinn von 4,2 Mio DM ab (bei einem ausgewiesenen 
Stammkapital von 35 Mio DM). Während die Elektrizitäts- 
rersorgung ein positives Ergebnis erbrachte und ihr ausge- 
viesener Gewinn 6,1 Mio DM betrug, sind in den übrigen 
3etriebssparten Verluste eingetreten. 

Der Belegschaftsstand betrug am 31. Dezember 1959 
‚124 Personen ; davon waren 1639 im Lohn- und 485 im An- 
estelltenverhältnis beschäftigt. 0t 


Die Fränkische Licht- und Kraftversorgung AG, 
jamberg, berichtet über ein gutes Ergebnis in ihrem Ge- 
chäftsjahr 1960. Das der Gesellschaft angeschlossene Über- 
ındwerk Naila konnte seine nutzbare Abgabe um 9,3% 
uf rd. 78 Mio kWh steigern. 

Auch in den übrigen Sparten des Unternehmens, insbe- 
ondere im Installations- und Verkaufsgeschäft sowie im 
ilektrobau, war die Umsatzleistung gut. 

Die Investitionen belaufen sich auf 1,2 Mio DM bei einem 
achanlagevermögen von rd. 11,2 Mio DM. Die Bilanz- 
ımme erreichte 16,7 Mio DM. Das Grundkapital beläuft 
ch auf 4,5 Mio DM; es wurde im Vorjahr durch Umwand- 
ıng von Gesellschaftsmitteln um 1,5 Mio DM erhöht. Die 
Imsatzerlöse betragen 16,6 Mio DM. Nach Zuweisung von 
‚5 Mio DM zur freien Rücklage verblieb ein Gewinn von 
‚7 Mio DM, aus dem eine Dividende von 13% und ein Bonus 
on 3%, auf das neue Grundkapital gezahlt wurden. 


Der Personalbestand erreichte am Jahresschluß 557 Per- 
nen. Ot 
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Recht instruktiv ist der Jahresbericht, den die Stadt- 
werke Münster für das Jahr 1959 herausgegeben haben. 
Der Text gibt viele Erläuterungen zu dem umfangreichen 
Zahlenmaterial und ist ferner mit zahlreichen graphischen 
Darstellungen versehen. 

Für die Elektrizitätsversorgung wird berichtet, daß die 
nutzbare Stromabgabe eine Höhe von 101 Mio kWh er- 
reichte und damit um 13,8% über dem entsprechenden 
Vorjahreswert lag. Wie in den früheren Jahren wurde der 
überwiegende Teil von den VEW bezogen. Die Höchstbe- 
lastung erreichte 31,7 MW und stieg damit um 15,4%. Die 
Benutzungsstundendauer verminderte sich von 3486 Stun- 
den im Jahr 1958 auf 3397 Stunden im Jahr 1959. 

Die Zahl der eingebauten Stromzähler betrug Ende des 
Berichtsjahres 57809. 

Zur Verbesserung der Stromversorgung wurde eine Über- 
gabestation im Norden der Stadt Münster in Betrieb ge- 
nommen. 

Von den gesamten Investitionen in das Sachanlagever- 
mögen in Höhe von 8,3 Mio DM sind 3,2 Mio DM für die 
Blektrizitätsversorgung aufgewendet worden. Etwa die 
Hälfte dieses Betrages der Jahresinvestitionen konnte durch 
Abschreibungen finanziert werden. 

Die Erfolgsrechnung weist einen Gewinn von insgesamt 
2,3 Mio DM aus, der hauptsächlich auf das gute Ergebnis in 
der Stromversorgung zurückzuführen ist. Einzelne Betriebs- 
zweige, wie die Wasserversorgung und die Verkehrsbe- 
triebe, schlossen mit Verlust ab. 

Die Zahl der im Unternehmen am 31. Dezember 1959 
Beschäftigten blieb mit 941 gegenüber dem Vorjahr nahe- 
zu konstant. Ot 


DK 621.311 (4) 
Zur Situation und Entwicklung der europäischen 
Elektrizitätsversorgung 

Der 1961 erschienene Bericht der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen (ECE) enthält u.a. folgende Fest- 
stellungen über die Situation und die Zukunftsaussichten 
der europäischen Elektrizitätsversorgung. 

Im Gegensatz zu dem Nachlassen der Wirtschaftsaktivi- 
tät in den Jahren zwischen 1957 und 1959 war die Zeitspan- 
ne 1959 bis 1960 fast in allen europäischen Ländern durch 
Produktionserhöhungen gekennzeichnet. Im Durchschnitt 
läßt sich für 1959 ein Wachstum des Brutto-Sozialprodukts 
um wenigstens 5%, annehmen. Von den als Stromverbrau- 
chern wichtigen Industriezweigen konnten besonders die 
chemische Industrie und die Metallindustrie eine überdurch- 
schnittliche Erhöhung ihres Ausstoßes verzeichnen, und 
zwar um 12 bzw. 7%. Die Leistungssteigerung der Wirt- 
schaft wurde im allgemeinen ohne besondere Zunahme der 
Beschäftigungszahlen und sogar bei einer Verringerung der 
Arbeitsstunden erzielt. Dies konnte nur durch größere Pro- 
duktivität und verstärkte Elastizität beim Produktions- 
prozeß erreicht werden. Demgemäß erhöhte sich der Ver- 
brauch von elektrischem Strom je industriellem 
Arbeitnehmer zwischen 6 und 8% in einer Reihe von 
Ländern. 

Auf Grund des erhöhten maschinellen Einsatzes in der 
Industrie stieg der Stromverbrauch 1959 in ganz Europa 
(einschließlich der UdSSR) um 8,5%. 1960 war diese Steige- 
rung noch bedeutender. Die Elektrifizierungsarbeiten der 
Vorjahre kamen nunmehr mit zum Tragen. 

Ebenso wie der industrielle Stromverbrauch erhöhte sich 
auch der Haushalts-Stromverbrauch. Die Vollbeschäftigung, 
eine relative Preisstabilität sowie die Erleichterung der 
Teilzahlungsbedingungen für elektrische Haushaltsgeräte 
in verschiedenen Ländern trugen zu diesem Ergebnis bei. 
Allerdings kam es Anfang 1960 wiederum verschiedentlich 
zu Kreditrestriktionen, die den Absatz von Elektrogeräten 
beeinträchtigten. Ein wesentlicher Faktor der Steigerung 
des Stromverbrauchs in den Haushalten ist der Wohnungs- 


bau, der in ganz Europa weitere Fortschritte machte. Alles 
in allem liegen nach Ansicht der ECE die Aussichten für eine 
weitere rasche Steigerung des Gesamt-Stromverbrauchs für 
1961 und darüber hinaus günstig. 

Bemerkenswerterweise kann die ECE feststellen, daß 


Elektroenergie stetig andere Energieformen in fast allen 
europäischen Ländern ersetzt und daß ebenso mehr und 
mehr Kilowattstunden je Produktionseinheit verbraucht 
werden. Das Ausmaß, mit dem Elektroenergie in verschie- 
denen Ländern an die Stelle anderer Energieformen tritt, war 
in den zurückliegenden Jahren dem bereits erreichten Grad 
des Austauschs der Energieformen umgekehrt proportional. 
In Gebieten mit Elektrizitätsversorgung vorwiegend aus 
Wasserkraft, wo der Substitutionsindex bereits 40 bis 70% 
erreichte, hat der geschilderte Energieaustausch zugunsten 
des elektrischen Stroms in letzter Zeit weitgehend aufge- 
hört. Er schreitet dagegen in den meisten Ländern mit vor- 
wiegend Wärmekraftwerken rasch fort und macht sich be- 
sonders in den weniger industrialisierten Staaten bemerk- 
bar, wo der Energieverbrauch je Kopf noch verhältnis- 
mäßig niedrig ist. 


Welche Schlußfolgerungen aus dieser Entwicklung er- 
geben sich für den langfristigen Charakter der geschilderten 
Tendenzen ? Der Bericht verweist u.a. auf eine 1960 er- 
schienene Arbeit von W. W. Rostow ‚The Stages of Econo- 
mie Growth‘, die auf eine gewisse Parallele der jeweiligen 
Tendenzen bei der Auswahl der Energien und andererseits 
des elektrischen Stromverbrauchs hinzudeuten scheint. Da- 
bei wird von einem Entwicklungsland als Modell ausgegan- 
gen. Während der ersten Entwicklungsphasen tendiert der 
erforderliche Bedarf von primären Energien je Produk- 
tionseinheit zur Erhöhung; der Bedarf an Elektrizitätser- 
zeugungsanlagen, der anfangs nur einen kleinen Bruchteil 
der Gesamtinvestitionen ausmacht, erhöht sich zunächst 
nur langsam, später aber mit zunehmender Beschleunigung. 
Wenn dann der Energieeinsatz produktiver wird und Strom 
an Bedeutung gewinnt, verringert sich der Energiebedarf je 
Produktionseinheit, obwohl der Prozeß des Energieaus- 
tausches zugunsten der Elektroenergie weitergehen mag 
und die Substitutionsrate vielleicht zunimmt. Zu diesem 
Zeitpunkt erreicht dann der Je-Kopf-Verbrauch eine fort- 
geschrittene Stufe. Wenn schließlich die Elektrizität eine 
vorherrschende Rolle im Energiewettbewerb erzielt hat 
(vielleicht 40% oder mehr des Gesamtbedarfs), tendieren 
die Gesamtanforderungen für alle Energien wiederum zu 
einer Steigerung im Verhältnis zur Produktionseinheit. 


Der Strombedarf je Produktionseinheit erhöht sich weiter- 
hin, wenn auch jetzt mit einer unterdurchschnittlichen Be- 
schleunigungsrate. Der Entwicklungsprozeß erreicht schließ- 
lich einen Punkt, der bisher statistisch nicht festgelegt wer- 

den konnte; dann dürfte sich die Relation ‚‚Bedarf an Elek- 

troenergie je Produktionseinheit‘‘ nunmehr wieder verrin- 
gern, während der Bedarf an weiterer Elektrifizierung ab- 
nimmt, und lediglich das Wachstum des Haushaltsver- 
brauchs an Strom ist die wesentliche Quelle zusätzlicher An- 
forderungen. Das eben geschilderte langfristige Wachstum 
ist naturgemäß die Resultierende zahlreicher einzelner Kom- 
ponenten, die den Wachstumsbedarf in verschiedenen Pro- 
duktions- und Dienstleistungszweigen widerspiegeln. 


Dieses Aufeinanderfolgen langfristiger Tendenzen hat sich 
aus den Untersuchungen der ECE in den europäischen Län- 
dern ergeben. Eine entsprechende amerikanische Studie be- 
stätigt dieses Ergebnis. Daraus geht beispielsweise hervor, 
daß der Energieverbrauch je Produktionseinheit in der Zeit- 
spanne zwischen 1880 und 1910 rasch zunahm, daß er sich 
in dem darauffolgenden Jahrzehnt verhältnismäßig wenig 
änderte und daß diese Relation seit 1920 fortwährend zu- 
rückging. Daraus wäre zu schließen, daß im Fall der Ver- 
einigten Staaten die Relation „Energieverbrauch je Pro- 
duktionseinheit‘“‘ in der Zukunft noch einmal zunimmt, 
wenn die Elektroenergie eine vorherrschende Stellung er- 
reicht hat. Dies dürfte jedoch noch einige Jahre dauern, 
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da der Energieaustausch ‚zugunsten der Elektroenergie in 
den USA noch weiterhin vor sich geht. 


Die ECE ist der Auffassung, daß die Zusammenhänge 
zwischen dem zukünftigen Strombedarf und verschiedenen 
wirtschaftlichen Faktoren, auf die sich dieser Bedarf stützt, 
im einzelnen noch der Klärung bedürfen. Einfach eine di- 
rekte Proportion zwischen Stromverbrauch und den wesent- 
lichen Indizes der Wirtschaftsaktivität anzunehmen, könne 
jedenfalls zu Irrtümern bei der Voraussage führen, und 
zwar in der gegenwärtigen Zeit vermutlich zu einer Unter- 
schätzung des wirklichen Bedarfs an Elektroenergie. 


So weit die Ausführungen der ECE über Vorausschät- 
zungs-Möglichkeiten im Energiesektor, wo bekanntlich im 
letzten Jahrzehnt erhebliche, inzwischen durch die tatsäch- 
liche Entwicklung korrigierte Irrtümer zu verzeichnen wa- 
ren. 


Der Bericht befaßt sich ferner mit der Stromversorgungs- 
kapazität. 1959 erhöhte sich die installierte Leistung um 
9% und damit um mehr als im Vorjahr. Die Art und Aus- 
wahl der Kraftwerke wird vor allem durch die Erwägung 
bestimmt, die Stromversorgung auch in Zeiten hohen Be- 
darfs und ungünstiger klimatischer Bedingungen zu sichern. 
Damit wird eine Lehre aus den ungünstigen Wasserkraft- 
bedingungen gezogen, die fast in ganz Europa — mit Aus- 
nahme südwestlicher Landstriche — vorherrschten. Die Zu- 
wachsrate der Stromversorgung wurde daher zum großen 
Teil von den Wärmekraftwerken getragen. Einspeisungen 
in das öffentliche Versorgungsnetz seitens der Selbster- 
zeuger nahmen ebenfalls zu. Die Beheizung aus kombinier- 
ten regionalen Netzen dehnte sich um 5 bis 10% aus. Der 
Brennstoffbedarf der Wärmekraftwerke erhöhte sich ent- 
sprechend, wobei — neben Kohle mit höherem und gerin- 
gerem Heizwert — vor allem mehr flüssige Brennstoffe und 
Naturgas herangezogen wurden; in einigen Fällen war die 
Verbrauchssteigerung bei den letztgenannten Brennstoffen 
bis zu 70%. 


Zu der Planung für neue Kraftwerke in der Zeitspanne 
1960 bis 1965 führt die ECE aus, daß in Europa eine Anzahl 
sehr großer Wasserkraftwerke, deren Bau in den letzten 
Jahren begann, nunmehr in Dienst gestellt wird. Bei der 
gegenwärtigen technischen und wirtschaftlichen Lage über- 
prüfen verschiedene Staaten ihre ungenutzten Wasserkräfte 
und die Möglichkeiten ihrer Auswertung für die Stromer- 
zeugung. 


Hinsichtlich der Kernenergie verloren die bis jetzt durch 
Konstruktionsfortschritte erzielten Einsparungen an Kapi- 
talkosten im Vergleich zu den sich für konventionelle Kraft- 
werke ergebenden Vorteilen an Bedeutung. Die Brennstoff- 
kosten für konventionelle Kraftwerke sind gesunken; an- 
derseitserhöhensich die ohnehin schon hohen Kapitalkosten 
von Kernkraftwerken durch Zins- und Preissteigerungen!). 


Ein kennzeichnender Zug der Entwicklung des Jahres 
1959 war, daß in einigen europäischen Ländern das Hoch- 
spannungs-Verteilernetz (über 220 kV) stärker ausgedehnt 
wurde. Dieses Netz umfaßt jetzt in Europa insgesamt 
9000 km oder prozentual 6% der gesamten in Dienst stehen- 
den Verteilernetze (110 kV und mehr); dabei ist das Lang- 
strecken-Verteilernetz mit 500 kV, das kürzlich in der So- 
wjetunion gebaut wurde, nicht mitgerechnet. Die Verbund- 
wirtschaft wurde durch den Ausbau des Nu in vielen Ge- 
bieten bedeutend verstärkt. 


Die ungünstigen Bedingungen für die Stromerzeugung in 
Wasserkraftwerken und die gleichzeitig stark zunehmende 
industrielle Aktivität machten 1959 eine rasche Zunahme 
des internationalen Energieaustausches innerhalb Europas 
notwendig. Dieser Trend zeigte sich auch in Gebieten, zwi- 
schen denen keine eng verflochtene Verbundwirtschaft be- 


!) Von der jetzigen Entwicklung erwartet die ECE jedoch neue 
Einsparungen bei den Kernkraftwerken. 


ktrizitätswirtschaft 


steht. Der Stromaustausch über die Grenzen erhöhte sich 
auf 11,7 TWh. Eine solche Zunahme um 20%, zeigt für zu- 
künftige Fälle die Elastizität, die der Verbundwirtschaft 
über die Grenzen innewohnt. Die Schweiz stellt dafür ein 
sutes Beispiel dar. Widrige Wasserkraftbedingungen und 
steigender Strombedarf führten zu einer Umkehrung des 
normalen saisonalen Trends eines Netto-Exports von Strom; 
n den Wintermonaten 1959/1960 wurde über ein Fünftel 
les Strombedarfs durch Importe aus fünf Ländern gedeckt. 


Aus diesem erhöhten Stromaustausch und den Erfahrun- 
sen des Jahres 1959 ergeben sich gute Aussichten für eine 
weitere Steigerung solcher Möglichkeiten innerhalb Euro- 
pas. Östlich des „Eisernen Vorhangs‘‘ wurde das bis 1964 
aufende Programm einer systematischen Verbundwirt- 
schaft zwischen der Tschechoslowakei, Ungarn, Polen und 
Mitteldeutschland weitergeführt; dieser Plan umfaßt eine 
Verbindung zwischen der Tschechoslowakei und Rumänien 
iber die Ukrainische Sowjetrepublik. In Südosteuropa deh- 
ıen sich die jeweiligen nationalen Versorgungsnetze so weit 
us, daß nunmehr Ergänzungslinien über die Grenzen ins 
Auge gefaßt werden. Zwischen dem Stromversorgungsnetz 
Nordgriechenlands und Jugoslawiens wurde ein Anschluß 
1ergestellt, der für den Trend symptomatisch ist. 


Zwischen Finnland, Norwegen und Schweden lassen sich 
uf Grund der neuen grenzüberschreitenden Versorgungs- 
inıen, die bereits 1959 vollendet wurden, weitere Verstär- 
zungen der Zusammenarbeit vorhersehen. Auf der Iberi- 
chen Halbinsel und im Gebiet der Kanalküste dürften 
zünstige Möglichkeiten für eine Erweiterung des zwischen- 
taatlichen Stromaustausches bestehen. Die spanische Ver- 
yundwirtschaft hat sich über die Grenzen ausgedehnt, was 
lurch einen Abbau der Devisenzwangsmaßnahmen erleich- 
ert wird. Das Kabel durch den Ärmelkanal ist ein erster 
Schritt der stärkeren Verbindung zwischen Frankreich und 
Sroßbritannien, ebenso wie die seit kurzem wieder auf- 
ebenden Projekte eines Ärmel-Kanal-Tunnels. 


Die Erfahrungen des Stromaustausches über die Grenzen 
‚eigen, daß gewisse Mindestbedingungen gewahrt werden 
nüssen. Außer den selbstverständlichen technischen Vor- 
ussetzungen müssen die jeweiligen nationalen Verteilungs- 
‚entren ständig miteinander in Verbindung stehen. Was den 
jektor des Kapitaltransfers angeht, müssen die Vorausset- 
ungen für rasche gegenseitige Bezahlungen von Stromliefe- 
ungen ohne vorherige devisenwirtschaftliche Genehmigung 
orhanden sein. Alle diese Notwendigkeiten — und dies 
ıaben die Erfahrungen innerhalb der acht Mitgliedstaaten 
ler U.C.P.T.E. gezeigt — setzen ein gewisses Maß an be- 
tehender Organisation und Zusammenarbeit voraus. Schon 
leshalb muß sich der Stromaustausch auf bestimmte abge- 
renzte Gebiete beschränken. Die Schaffung von kleineren 
’erbundwirtschaftlichen Regionaleinheiten innerhalb Euro- 
as dürfte daher das Richtige sein. Neben den Lösungen, die 
uf Grund der jeweiligen besonderen Lage gesucht werden 
nüssen, ergeben sich bei allen diesen regionalen Gruppen 
estimmte allgemeine Probleme; sie könnten bei allgemei- 
en Tagungen, beispielsweise bei den Jahrestagungen des 
\usschusses für Elektrizitätswirtschaft in Genf, vorge- 
racht werden. 


Die Investitionsausgaben für die Elektrizitätsversorgung 
ewegten sich 1959 bereits wieder auf einem höheren Stand 
ls in den vorhergehenden Jahren. In langfristiger Sicht 
it dies eine unvermeidliehe Konsequenz der Tatsache, 
aß sich der Verbrauch von Strom rascher als das Brutto- 
ozialprodukt erhöht — oft sogar zu rasch, als daß die 
rhöhteinstallierte Leistung und die steigende Produktivität 
er Versorgungssysteme die Kluft zwischen Bedarf und Pro- 
uktion überbrücken könnten. Kurzfristige Ausgleichsmaß- 
ahmen der Regierungen steigern die Kapitalkosten der 
tromerzeugung unter Umständen in einem unangebrachten 
Taße, so daß eine längerfristige Koordination nach Ansicht 
er ECE unumgänglich scheint, und zwar zweifellos auch in 
ıternationaler Beziehung. IER: 


u 
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Zwei bunte Karten DK 3111.4:621.31 


Die Hessische Elektrizitäts-AG (HEAG), Darmstadt, hat 
an die von ihr versorgten Gemeinden eine kleine Schrift mit 
obigem Titel verteilt, die farbige Stromverbrauchsdichten- 
Karten für die Jahre 1951 und 1960 enthält. Auf ihnen ist, 
in 7 Klassen unterteilt, denen jeweils eine besondere Farbe 
zugeteilt ist, der Verbrauch der Tarifabnehmer je Kopf der 
Bevölkerung in den einzelnen Gemeinden des Versorgungs- 
gebiets dargestellt. 

Die Verteilung der Farben läßt, wie im einzelnen erläu- 
tert, die geographische und wirtschaftliche Struktur des 
Gebiets erkennen, in das das Berg- und Waldgebiet des 
Odenwalds eingelagert ist, das im allgemeinen eine geringere 
Verbrauchsdichte aufweist als die Gemeinden in der Ebene 
und die Städte. Der durchschnittliche Tarifstromverbrauch 
lag 1951 im Versorgungsgebiet der HEAG bei 204 kWh je 
Kopf und Jahr gegenüber 157 im Land Hessen und 150 im 
Bundesgebiet. 


1960 hat sich das Bild wesentlich gewandelt. Es hat sich 
nicht nur allgemein das Verbrauchsniveau gehoben, sondern 
auch mehr vergleichmäßigt. Verteilten sich 1951 noch 263 
der 293 versorgten Gemeinden auf die 3 niedrigsten Klassen 
mit Schwerpunkt in der 2. Klasse (über 100 bis 160 kWh je 
Kopf), so finden sich 1961 256 von 296 versorgten Gemein- 
den in den beiden Klassen über 250 bis 400 und über 400 
bis 630 kWh/Kopf mit Schwerpunkt in der höheren Klasse. 
Der Durchschnittsverbrauch im HEAG-Gebiet ist um 186% 
auf 584 kWh/Kopf gestiegen gegenüber 435 (+183%) im 
Land Hessen und 416 (+177%) im Bundesgebiet. Sa 


DK 313.1-01 2 
Arbeitsunfälle 1960 - Vorläufige Übersicht 


Das nunmehr vorliegende Ergebnis der Unfallstatistik der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften für das Jahr 1960 
zeigt folgendes Bild: 


1959 1960 
auf auf 
1000 1000 
Ver- Ver- 


insgesamt| sicherte |insgesamt| sicherte 


l.gemeldete Unfälle 
und Berufs- 


krankheiten 2 354 998 | 137,62 |2538 542 | 142,17 
davon: 
a) Arbeitsunfälle 

imengeren Sinn |2 091 417 | 122,22 |2 262 929| 126,73 
b) Wegeunfälle 237 182 13,36 248 474 13,92 
ce) Berufs- 

krankheiten 26 399 1,54 27 139 1,52 
„erstmalig ent- 
schädigte Unfälle 
und Berufskrank- 
heiten 79 550 4,65 80 427 4,50 
davon: 
a) Arbeitsunfälle 

imengeren Sinn 56 752 3,31 57 490 3,22 
b) Wegeunfälle 15 492 0,91 15 545 ‚87 
c) Berufs- 

krankheiten 7 306 0,43 7392 0,41 

3.tödliche Unfälle 4 766 0,28 4811 0,27 

davon: 
a) Arbeitsunfälle 

imengeren Sinn 3124 0,18 3 021 0,17 
b) Wegeunfälle 1 428 0,08 1536 0,09 
e) Berufs- 

krankheiten 214 0,02 254 0,01 


Der Rückgang der erstmalig entschädigten Unfälle und 
Berufskrankheiten, gemessen an der Anzahl der Versicher- 
ten, beträgt 1960 gegenüber 1959 3,2%. sn 

[Aus: Die Berufsgenossenschaft, Jg. 1961, H. 8, S. 314] 
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Ein Meßgerät zum Auffinden von Fehlerstellen am 
Bodenleiter des 110-kV-Freileitungsnetzes 
der Bewag DK 621.317.32 


Allgemeines 

Das starr geerdete 110-kV-Freileitungsnetz der Bewag ist 
zur Herabsetzung der Schritt- und Berührungsspannungen 
bei Erdkurzschlüssen bzw. mehrpoligen Kurzschlüssen mit 
Erdberührung mit einem Bodenleitersystem versehen (siehe 


90 Hz erreicht. Der Zangenanleger mit fünf Meßbereichen 
30...100...300...1000...3000 mA wurde entsprechend an 
den Verstärker angepaßt. Die optische Anzeige am Meß. 
instrument ist von der Belastung des Kopfhörers (Impe- 
danz 1 kQ) unabhängig. Als Spannungsquelle dient eine 
leicht auswechselbare Taschenlampenbatterie von 4,5 V, 
Die Stromaufnahme beträgt etwa 20 mA. Bei der „Eichung“ 
wird die Betriebsspannung mit einem 80-0-Potentiometer 
auf 4 V eingestellt (Anzeigewert am Meßinstrument: 100 %). 
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Bild 1. Schaltbild für Suchspule mit NF-Verstärker 


103N 
1 Suchspule 3  Meßbereichschalter 
2 Zangenanleger 4  Schaltbuchse 
Meßbereich | l | 2 | 3 | 4 | 5 
Spule mA 300 100 30 10 3 
Zange A 3 1 0,3 0,1 | 0,03 


Bericht in Elektrizitätswirtschaft Bd. 60 (1961) H.19, S. 756 
bis 760, über die Tagung der Studiengesellschaft für Hoch- 
spannungsanlagen e.V. in Karlsruhe). Da die Schutzwirkung 
dieses Bodenleitersystems nur in einwandfreiem Zustand 
gewährleistet ist, wurde im Elektrotechnischen Laborato- 
rium der Bewag ein Gerät zur Kontrolle der galvanischen 
Verbindungen des Bodenleiters entwickelt. 


Auf den Bodenleiter eines Mastfeldes wird mit einem Ton- 
frequenzsender, der von einem Benzinaggregat (2 bis 3 kW) 
versorgt wird, über einen Umbauwandler ein Strom von 
etwa 300 mA bei einer Frequenz von 1010 Hz gegeben. Vor- 
versuche ergaben, daß eine Messung mit 50 Hz Wechselstrom 
wegen der Beeinflussung durch Streuströme ausscheidet. In 
einer Suchspule oder einem Zangenanleger, der an freien Stel- 
len unmittelbar an den Bodenleiter gelegt werden kann, wird 
durch das Feld des mit einer Frequenz von 1010 Hz strom- 
durchflossenen Bodenleiters eine Spannung induziert. Diese 
Spannung wird über einen Verstärker optisch und akustisch 
angezeigt. 


Innerer Aufbau des Gerätes 


Die zur Verfügung stehende Suchspule (Ferriteisenkern- 
Spule der Howaldtswerke T 16143, Fabrik-Nr. 118679) ergab 
im Abstand von 60 cm vom Bodenleiter (seine Verlegungs- 
tiefe beträgt 60 cm) bei dem kleinsten zu messenden Boden- 
leiterstrom von 3 mA eine Spannung von 300 uV an einem 
Widerstand von 100 kQ. Das verwendete Anzeigeinstru- 
ment benötigt bei Vollausschlag eine Spannung von 600mV, 
entsprechend einem Strom von 100u. A. Der dafür entwickelte 
NF-Verstärker (Bild 1) mußte eine Spannungs-Verstär- 
kung von 66 dB (2000fach) haben. Der Meßbereich 3 bis 
300 mA bei 1010 Hz wurde in fünf sich überlappende Be- 
reiche geteilt (3...10...30...100...300 mA). Die oben er- 
wähnten Streuströme erforderten eine schmale Bandbreite 
des Gerätes. Durch Abstimmen der Suchspule und Verwen- 
den verhältnismäßig kleiner Koppelkondensatoren zwischen 
den drei Transistor-NF-Stufen wurde eine Bandbreite von 


5 Eichtaste 
6 Eichwiderstand 


7” Kopfhörer 1kQ 
8 Anzeigeinstrument 100 yA 


Während der Eichung darf keine Meßspannung am Ver- 
stärker liegen. Der Innenwiderstand der Spannungsquelle 
wird durch einen Elektrolytkondensator von 2500 uF klein 
gehalten. Das Gerät ist in einem spritzwassergeschützten 
Gehäuse untergebracht und mit einem Trageriemen ver- 
sehen. B. Mertins 


Die Elektrizitätsversorgung in Österreich 
im Jahr 1960 DK 31:620.9(436) 


Die gesamte Elektrizitätserzeugung aller Kraft- 
werke in Österreich einschließlich der Industrie-Einspei- 
sung, der Einspeisung der Bahnkraftwerke und der Indu- 
strie-Eigenanlagen für die eigene Fertigung hat sich im Jahr 
1960 — zum Teil verursacht durch das überdurchschnitt- 
liche Wasserdargebot in der zweiten Jahreshälfte — um 
7,9% auf 15965 GWh (im Vorjahr 9,1% bzw. 14791 GWh) 
erhöht!). Der gesamte Inlandsverbrauch stieg um 9,4 
(5,4) % auf 14062 GWh (Tafel 1). Von den exportierten 
2544 GWh wurden 2242 GWh nach Deutschland geliefert; 
der Anteil Deutschlands am Import betrug 404 GWh. Der 
Je-Kopf-Verbrauch stieg von 1824 kWh auf 1985 kWh. 


Die Stromerzeugung der öffentlichen Elektrizitäts- 
versorgung erhöhte sich von 12220 GWh im Jahr 1959 
um 7,9% auf 13184 GWh im Jahr 1960. Daran waren die 
Wasserkraftwerke mit 10489 GWh und die Wärmekraft- 
werke mit 2695 GWh beteiligt. Die Zuwachsrate des In- 
landverbrauchs, die nach dem günstigen Stand von 1958 
(10,6%) im Jahr 1959 einen Tiefpunkt von 6,0% erreicht 
hatte, stieg wieder auf 9,1% an. Wie sehr sich bei diesen 
verhältnismäßig niedrigen Verbrauchszahlen der Einfluß 
eines einzigen Großbetriebes bemerkbar machen kann, zeigt 
das Beispiel Aluminiumwerk Ranshofen. Ohne dessen Ver- 
brauch betrug die Steigerungsrate des Jahres 1958 nur 5,2% 
(allerdings ist hier auch noch der Pumpstromverbrauch 
weggelassen). Im Jahr 1960 betrug der Stromverbrauch 
ohne Ranshofen und ohne Pumpstromaufwand 8,9%. Im 
allgemeinen ist also eine Steigerung zu verzeichnen. Eine 
Aufgliederung des Verbrauchs von insgesamt 11049 GWh 
nach den einzelnen Verbrauchsgruppen bringt Tafel 2. 


n) Vgl. F. Hintermayer: Tätigkeitsbericht des Bundeslastver- 
teilers über das Betriebsjahr 1960. Österr. Z. Elektr.-Wirtsch. 
Bd. 14 (1961) S. 249-256. 
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Tafel 1. Gesamte Erzeugung elektrischer Energie in Österreich 
in den Jahren 1958 bis 1960 


Erzeugung Veränd. 
1958 1959 1960 1959/60 
GWh GWh GWh % 
Wasserkraft- E- ai | 
werke = & 9240 9651 10489 + 86 
Wärmekraft-| 5 3 
werke = E 1795 2569 2695 449 
industrielle 
.. Eigenanlagen!) 2020 2069 2292 + 10,8 
Österreichische 
Bundesbahnen 504 502 489 — 2,6 
Erzeugung 
insgesamt 13 559 14791 15 965 + 7,9 
Import 693 545 641 + 17,6 
Export 2057 2478 2544 + 2,7 
Gesamtverbrauch 
einschließlich 
Verluste 12195 12858 14 062 + 9,4 


1!) abzüglich Einspeisung in das öffentliche Netz 


Wie üblich steht die Industrie, deren Verbrauch sich im 
Vergleich zum Vorjahr um 357 GWh erhöhte, an erster 
Stelle mit 45,7%. Damit setzte sich die seit dem Jahr 1955 
mit Ausnahme des Jahres 1959 kontinuierliche Verminde- 
rung des Industrieanteils am gesamten Verbrauch weiter 
fort. Die größte Steigerungsrate hatten die Pumpspeicher zu 
verzeichnen (27,2%), wenn man die Steigerung des Ver- 
brauchs auf Kraftwerksbaustellen (71,3%) wegen der ge- 
ringen Größenordnung außer Betracht läßt. 


Die öffentliche Elektrizitätsversorgung im Verbund- 
netzgebiet (Österreich ohne Vorarlberg) steigerte ihre 
Stromaufbringung im Berichtsjahr um rd. 6% auf 11893 
GWh; daran war die Erzeugung aus Wasserkraft mit 
9013 GWh (Steigerungsrate 6,2%) beteiligt. Diese Zahl 


Tafel 2. Stromverbrauch der Verbrauchergruppen aus dem öffent- 
lichen Netz in den Jahren 1958 bis 1960 


Anteil 


Verbrauch am Ge- 
samtver- 
brauch 
1958 1959 1960 1960 
GWh GWh | GWh v2 

Haushalt 1397 1516 1697 15,3 
Gewerbe 1073 1130 1233 1,2 
Landwirtschaft 268 277 296 21 
Industrie 4341 4686 5043 45,7 
Öffentliche Anlagen 269 280 304 rl 
Verkehr (ohneÖBB) 196 205 220 2,0 
Eigenverbrauch 

der EVU 234 285 294 DT 
Kraftwerksbau-: 

stellen 35 a 36 0,3 
Pumpspeicher 689 587 747 6,7 
Übertragungs- 

verluste 977 1053 1102 10,0 
Verbrauch 

einschließlich er- 

faßbarer Verluste 9479 10040 10972 99,3 
zusätzliche Verluste 76 92 77 0,7 
Inlandverbrauch 

aus dem öffent- 

lichen Netz 

einschließlich 

sämtlicher 

Verluste 9555 10132 11049 100,0 


teilt sich weiter auf in 8895 GWh EVU-Lieferungen und 
118 GWh Einspeisung aus Wasserkraftanlagen der Indu- 
strie. Die Erzeugung aus Wärmekraft erreichte im Januar 
1960 ihren bisher höchsten Monatsstand mit 461 GWh; die 
gesamte thermische Erzeugung stieg um 127 GWh auf rd. 
2695 GWh. Das Regelarbeitsvermögen betrug zum 31. De- 
zember 1960 für das Verbundnetzgebiet 8735,3 GWh. 


Hinsichtlich des prozentualen Anteils der Brennstoffe an 
der Wärmekrafterzeugung läßt sich in den meisten Fällen 
eine kontinuierliche Entwicklung beobachten. Während die 
Steinkohle in den Jahren von 1950 bis 1960 sehr stark an 
Boden verloren hat (der Anteil fiel von 34,37%, auf 2,58%), 
blieb der Braunkohlenanteil ungefähr gleich: Er schwankte 
in den letzten 11 Jahren zwischen rd. 45 und rd. 48%, (1960: 
47,02%). Heiz- und Dieselöl haben dagegen derart unter- 
schiedliche Beteiligungsraten aufzuweisen, daß sich eine be- 
stimmte Tendenz nicht ablesen läßt (1958: 4,06, 1959: 
10,71, 1960: 7,30%). Die Entwicklung des Beitrags von 
Erd-, Koks- und Gichtgas ist fast ununterbrochen steigend 
(1950: 14,85, 1960: 43,10%). Der gesamte Brennstoffver- 
brauch der Wärmekraftwerke betrug an Kohlen 734927 t 
SKE, 0,54 Mio t Heizöl, 476 Mio Nm? Erd-, Koks- und 
Gichtgas. 


Die Jahreshöchstlast des Verbrauchs im gesamten In- 
land wurde am 21. Dezember 1960 um 17 Uhr gemessen 
und betrug 1730 MW, im Verbundnetzgebiet 1668,1 MW. 
Anteilig waren im VN-Gebiet die Wasserkraftwerke mit 
65,8%, die Wärmekraftwerke mit 34,2% an der leistungs- 
mäßigen Deckung der Höchstlast beteiligt. Der Zuwachs an 
Leistung betrug bei den erstgenannten 23 MW, der an Ar- 
beitsvermögen 135 GWh, wobei sich jedoch nur ein Teil 
auswirken konnte, entsprechend dem Zeitpunkt der Inbe- 
triebnahme. Bei den thermischen Kraftwerken war ein Zu- 
wachs von 25 MW zu verzeichnen. 


Tafel 3. Zuwachs an Leistung und Arbeitsvermögen der Wasser- 
kraftwerke der EVU im Verbundnetzgebiet 1959 und 1960 


Zuwachs | Zuwachs 
Inbetrieb- Kraftwerk und we: I Se nn 
nahme Maschinensatz 1 ec Sn 
eistung |vermögen 
MW |GWh/Jahr 
5.März1959 | Kreuzeck, Erweiterung — 35 
15.April1959 | Schwarzach, 3. Generator 30,0 Fl 


25.Mai 1959 | Zwischenkraftwerk Niklai, 
l. Generator 
Zwischenkraftwerk Niklai, 1:5 


2. Generator 


4. Juni1959 


4.Junil959 | Kreuzeck, 2. Generator 22.5 
9. Juni1959 | Ybbs-Persenbeug, 

6. Generator 24,0 

23.Aug.1959 | Schwarzach, 4. Generator 30,0 

Zuwachs 1959 im Verbundnetzgebiet 108,0 

EI Okt.1960 | Altenmarkt (Steweag) 19,0 

kleinere Werke 4,0 

Zuwachs 1959/60 im Verbundnetzgebiet 131,0 


Auf Grund des Aufbauprogramms von 1958 sind die fol- 
genden Kraftwerke des Verbundkonzerns im Bau: die Fluß- 
kraftwerke Losenstein (Enns), Aschach (Donau), Edling 
(Drau), Schärding (Inn), und die Dampfkraftwerke Zeltweg 
und Korneuburg. 


Auf dem Gebiet der Gesetzgebung wurde mit Bundes- 
gesetz vom 12. Dezember 1960 die Geltungsdauer des Last- 
verteilungsnetzes 1952 wieder um ein Jahr bis zum 31. De- 
zember 1961 verlängert. Dieser Beschluß war im Hinblick 
auf die Möglichkeit einer Energiekrise im Winter 1960/61 
gefaßt worden. Rö 
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Neubauten elektrotechnischer Hochschulinstitute 
in West-Berlin DK 378.16:621.317.2.(43-2.15) 


Gegenwärtig wird mit ERP-Mitteln und Mitteln des Wis- 
senschaftsrates in Höhe von 20 Mio DM ein größeres Bauvor- 
haben der Bundesbaudirektion Berlin für die Technische Uni- 
versität Berlin durchgeführt. Es umfaßt eine ausgedehnte 
Gebäudegruppe der Institute für Hochspannungstechnik, 
Elektrische Maschinen, Allgemeine Elektrotechnik und 
Lichttechnik sowie einen großen Hörsaal der Fakultät für 
Elektrotechnik, derüber 800 Plätze enthält unddessen Richt- 
fest am 19. Juli 1961 begangen wurde. 

Dieser Hörsaal mit einer Grundfläche von 700 m? soll be- 
sonders für die von den Studenten mehrerer Fakultäten 
besuchten Grundvorlesungen benutzt werden und darüber 
hinaus auch der Repräsentation der TU dienen. Es liegt 
nebst Vorbereitungs- und Nebenräumen im Obergeschoß 
des Hörsaalgebäudes. Das Hörsaalgebäude ist durch Ver- 
bindungsgänge mit den elektrotechnischen Instituten ver- 
bunden, von denen das eine zweigeschossig ausgeführt ist, 
gleichzeitig als Ausstellungsraum dient und in seinem Ober- 
geschoß weitere Vorbereitungsräume enthält. 

Das Gebäude soll zum Sommersemester 1962 an die Tech- 
nische Universität übergeben werden. Für die Institute für 
Hochspannungstechnik und Elektrische Maschinen ist die 
Übergabe für Ende 1961, für die anderen beiden Institute 
für 1962 vorgesehen. El: 


Umorganisation in der deutschen Wasser- 
wirtschaft DK 351.79: 347.721 


Die Arbeitsgemeinschaft der Wasserwirtschaftsverbände 
war eine lose Zusammenfassung der fünf Wasserwirtschafts- 
verbände im Bundesgebiet. Von Anfang an zeigten sich bei 
dieser Organisation Mängel (Wechsel im Vorsitz und in der 
Geschäftsführung alle zwei Jahre; wenig finanzielle Mittel), 
die eine Inangriffnahme größerer Aufgaben unmöglich 
machte. Seit Jahren gingen deshalb die Bemühungen zu 
einer strafferen Zusammenfassung der Wasserwirtschafts- 
verbände, wie sie nunmehr im Deutschen Verband für Was- 
serwirtschaft e. V. gegeben ist. Der jüngst verstorbene Vor- 
sitzende des Bayerischen Wasserwirtschaftsverbandes, 
Ministerialrat Sterner, und der Vorsitzende des Westdeut- 
schen Wasserwirtschaftsverbandes, Baudirektor Dr. E.h. 
Ramshorn, haben am Zustandekommen des Deutschen Ver- 
bandes für Wasserwirtschaft besondere Verdienste. Vorsit- 
zender des Verbands ist Prof. Dr.-Ing. Press, Berlin, sein 
Stellvertreter Baudirektor Dr.-Ing. Knop, Essen. 


Der Vorstand setzt sich wie folgt zusammen: 
Die Vorsitzenden der fünf Wasserwirtschaftsverbände 
Direktor Dr.-Ing. Spiegel für den Bayerischen Wasser- 
wirtschaftsverband, 
Prof. Dr. E.h. Dr.-Ing. Press für den Deutschen Wasser- 
wirtschafts- und Wasserkraftverband, Berlin, 
Baudirektor Dr.-Ing. Knop für den Nordwestdeutschen 
Wasserwirtschaftsverband, 
Reg.-Baudirektor Koch für den Südwestdeutschen Was- 
serwirtschaftsverband, 
Direktor i.R. Christaller für den Württembergischen 
Wasserwirtschaftsverband, 

ferner 
Direktor Dr. E.h. Fuchs, München, 
Prof. Dr. Hünerberg, Berlin, 
Ministerialrat Köster, Düsseldorf, 
Direktor Dr. Rüzek, Karlsruhe. 


Zum Geschäftsführer wurde Ministerialdirigent i.R. Dr. 
Schweicher, Hannover, bestellt, der dieses Amt aus Gesund- 
heitsgründen nach kurzer Zeit abgeben mußte. Sein Nach- 
folger ist Senatsrat i.R. T'ockuss, Berlin. 


Der Verband will eine größere Tagung im Jahre 1962 in 
Wiesbaden abhalten. Gleichzeitig soll in Wiesbaden zu- 
sammen mit anderen Wasserverbänden eine Wasseraus- 
stellung veranstaltet werden. H. Christaller 


Elektrizitätswirtsch: 


» Buchbesprechungen 


Einführung in die Matrizenrechnung zur Anwendung in der 
Elektrotechnik. Von A. von Weiss. 207 S.,48 B., 55 Bei- 
spiele. Format 15,5 cm x 23,5 cm. Verlag R. Oldenbourg, 
München 1961. Preis brosch. 28,— DM. 


Die Matrizenrechnung gewinnt in der Elektrotechnik seit 
etwa 30 Jahren eine immer stärkere Bedeutung in Auf- 
gaben linearer Netze. Wie bei jedem Kalkül kann man auch 
hier sagen, daß sich die zu behandelnden Aufgaben ohne 
Anwendung der Matrizenrechnung ebenfalls lösen lassen, 
wenn auch nicht so elegant. Die Matrizenrechnung ist aber 
hierbei nicht nur eine Stenographie, damit die Formeln, mit 
denen man rechnet, kürzer erscheinen, sondern sie bietet 
darüber hinaus noch die Möglichkeit, die benutzten Formeln 
von unwesentlichem Beiwerk zu befreien und sie in allge- 
mein gültiger Form hinzuschreiben. Dabei behält man die 
Übersicht und beschränkt sich auf das Wesentliche. Jede 
tiefergehende Untersuchung linearer elektrischer Netze muß 
sich daher der Matrizenrechnung bedienen, wenn sie nicht in 
den Anfangsgründen steckenbleiben soll. Tatsächlich gibt 
es auch keine neueren ernstzunehmenden Bücher über 
elektrische Netze mehr, die sich der Matrizenrechnung 
nicht bedienen. Daß auch bei matrizieller Schrittweise die 
numerische Auswertung immer noch recht umfangreich sein 
kann, braucht uns heutzutage nicht mehr zu stören. Mit 
Hilfe der Algolsprache (symbolische, vom benutzten Digital- 
rechner unabhängige Sprache zur Darstellung von Program- 
men, engl.: Algorithmie Language) werden wir in nächster 
Zeit in der Lage sein, Matrizen-Operationen in der gleichen 
kurzen Ausdrucksweise wie im Matrizenkalkül zu überneh- 
men. 


Die vorliegende Darstellung besteht aus zwei im Umfang 
etwa gleichen Abschnitten. Der erste Abschnitt bringt 
Grundlagen aus der Matrizenrechnung und beginnt mit 
einigen Grundregeln der Determinantentheorie. Dann folgen 
die grundlegenden Operationen der Matrizenrechnung. Die 
dargestellten mathematischen Anwendungen beschränken 
sich auf Systeme linearer Gleichungen, Theorie der quadra- 
tischen und hermiteschen Formen, Transformationen, 
Eigenwerttheorie, Matrizenfunktionen, algebraische Glei- 
chungen, lineare Differentialgleichungen. Der zweite Ab- 
schnitt behandelt die Anwendungen in der Elektrotechnik. 
Hier ist es zu begrüßen, daß der Starkstromtechnik sogar 
ein größerer Raum als der Nachrichtentechnik gewidmet 
wurde, obwohl das vorhandene Buchschrifttum”den Ein- 
druck erweckt, als ob nur die Nachrichtentechnik in ihrer 
Netzwerksynthese stärkeren Gebrauch von der Matrizen- 
rechnung macht. Tatsächlich gibt es aber bereits ein um- 
fangreiches, vor allem in Zeitschriften verstreutes Schrift- 
tum über Anwendungen der Matrizenrechnung in der Stark- 
stromtechnik. Die Theorie der Komponentensysteme (sym- 
metrische und « 0) wurde hauptsächlich durch die Einfüh- 
rung der Netzmodelle gefördert. Während die eigentliche 
Netzberechnung im größeren Stildurch das Aufkommen der 
Rechenautomaten begünstigt wurde. 


Im einzelnen soll noch auf folgende kleine Unrichtig- 
keiten hingewiesen werden: 8. 94: e(a) . e(b) — e (a) + (b) gilt 
für vertauschbare Matrizen (a) und (b), und nur unter dieser 
Bedingung ist auch die Exponentialfunktion einer Matrix 
vertauschbar; S. 98: Nachdem das Hurwitzkriterium ent- 
scheidet, ob eine algebraische Gleichung nur Wurzeln mit 
negativem Realteil hat, sollte man sich in der Definition der 
Stabilität auch danach richten und schreiben..., wenn 
sämtliche Wurzeln seiner Stammgleichung negativen Real- 
teil haben (nicht negativ ist nicht gleichbedeutend mit 
positiv); S. 141 und 146: sofern man nicht gewisse Bedin- 
gungen an die Zweig-Impedanzen knüpft, sind die Umlauf- 
impedanzmatrizen und die Knotenpunktsleitwertmatrizen 
nicht immer nichtsingulär, z.B. können in gewissen Fällen 
von Resonanz diese Matrizen singulär werden. 


v 
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_ Trotz dieser kleinen Unrichtigkeiten kann dieses Buch 
dem Anfänger besonders wegen der zahlreichen durchge- 
echneten Übungsbeispiele empfohlen werden. 

H. Edelmann 


lektrizitätsversorgung in Bayern. Struktur und struk- 
turelle Wandlungen 1950 bis 1959. Von H. Vogt. 
240 S., 66 B., 28 Taf., Format 17 cm x 23 em. Tech- 
nischer Verlag H. Resch, München-Gräfelfing 1961. Preis 
Ganzl. 36,— DM. 


Der Inhalt dieses Buches gliedert sich in die drei Haupt- 
eile des organisatorischen Aufbaues, des Strombedarfes 
ind der Strombeschaffung mit ihren strukturellen Wand- 
ungen. Die Strukturanalyse der Großstromversorgung, der 
egionalen und der lokalen Stufen wird eingehend behan- 
felt. „Gebietsschutz — energiewirtschaftliche Flurbereini- 
ung — A- und B-Versorgung — Kleinwasserkräfte — 
ünergiebilanzen — Kochspitze‘“ sind nur einige der hier 
vahllos herausgegriffenen Themen des Buches. Praktisch 
jehandelt der Verfasser eigentlich das gesamte Gebiet der 
ülektrizitätsversorgung in energiewirtschaftlicher, energie- 
echtlicher und mitunter auch energiepolitischer Beziehung. 
Jie Stellung der Elektrizitätsversorgung Bayerns, die durch 
eichliche Wasserkraftnutzung, durch Revierferne und Be- 
iedlungsstruktur eine recht komplexe Entwicklung ge- 
ıommen hat, wird im Zusammenhang mit der Energiever- 
orgung des Bundesgebietes und im Gesamtrahmen der 
vesteuropäischen Energiewirtschaft durch klares Zahlen- 
naterial und anschauliche statistische Darstellungen zum 
\usdruck gebracht. 


Die historische Schilderung der Entwicklung der baye- 
ischen Elektrizitätsversorgung macht das Buch so packend, 
[aß es sich fast wie ein interessanter Fachroman liest. Dazu 
eben die Gründlichkeit und die Anschaulichkeit der Dar- 
tellung dem Buch das Gewicht eines elektrizitätswirt- 
chaftlichen Leitfadens. 


Neben den klassischen Primär-Energien „Wasser und 
Xohle‘‘ und den besonderen Maßnahmen zur regionalen 
‚eistungssicherung werden der Stromaustausch im über- 
egionalen Verbundbetrieb und die neuen Energiequellen 
irdöl, Erdgas und Kernenergie mit ihren Möglichkeiten 
’ehandelt und richtungweisende Beurteilungen der zu er- 
vartenden Weiterentwicklung des Strombedarfes und der 
3edarfsdeckung gegeben. Die Betrachtungen des Buches 
eschränken sich nicht nur auf das Jahrzehnt von 1950 bis 
959, sondern greifen zurück in die Entwicklungsgeschichte 
nd weisen hinaus auf künftig zu erwartende Verhältnisse. 


Der Verfasser schöpft den Stoff aus seiner langjährigen 
raktischen Tätigkeit im Bereich der regionalen und kom- 
nunalen öffentlichen Elektrizitätsversorgung. Dazu verfügt 
r über umfassende Erfahrungen auf diesem Gebiet aus 
einer derzeitigen Stellung in der bayerischen Energieauf- 
icht. Durch seinen geschickt ausgewählten Bildteil und eine 
mfassende Schrifttumsübersicht findet das Buch weitere 
rertvolle Ergänzungen. Die Lektüre der auf reiches Quel- 
»nmaterial gegründeten objektiven Darstellungen ist nicht 
ur Technikern, sondern auch den in Verwaltung und Wirt- 
chaft tätigen Fachleuten sehr zu empfehlen. 

R.v. Miller 


ie neuzeitliche und vorschriftsmäßige Elektro-Installation. 
Von A. Hösl. 178 S., 89 B., Format DIN A5. Dr. Alfred 
Hüthig Verlag GmbH, Heidelberg 1961. Preis kart. 
3,— DM. 


Über 50 Titel von Nachschlagewerken, Vorschriften, Be- 
bfimmungen, Richtlinien, DIN-Normen und Empfehlungen 
nd in den Vorbemerkungen des vorliegenden Buches auf- 
eführt, die sich alle auf die Arbeiten des Elektroinstalla- 
surs beziehen. Da niemand diese weitverstreuten Vorschrif- 
sn und Informationen im Kopf haben kann, gehören alle 
iese Druckerzeugnisse in die Handbücherei des Installa- 
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teurs, um sie im Bedarfsfall nachlesen zu können. Der Ver- 
fasser erleichtert dem Installateur diese Arbeit, indem er 
aus der großen Zahl der Veröffentlichungen das Wichtigste 
zusammengetragen hat und in sachlich abgegrenzten Kapi- 
teln allgemeinverständlich darstellt. 


Behandelt werden die Schutzarten der Geräte, Hausan- 
schlüsse, Hauptleitungen und Zählertafeln, Überspannungs- 


schutz, Installationsplanung, Verteilungen, Leitungen, 
Schalter und Steckvorrichtungen, Betriebsmittel, Schutz- 
maßnahmen und Isolationszustand, erhöhte Anforderungen 
bei besonderen Räumen, rechtliche Bestimmungen. Ferner 
bringt das Buch eine Aufstellung der Meß- und Prüfgeräte, 
Werkzeuge und Werkstatteinrichtungen, die jeder Elek- 
troinstallateur für seine Tätigkeit benötigt, und Hinweise 
für die Instandsetzung elektrischer Geräte. Ein ausführ- 
liches Sachwortverzeichnis macht das auch für den Unter- 
richt geeignete Buch zu einem Nachschlagewerk für den 
Praktiker. Als Herausgeber zeichnen die Rationalisierungs- 
gemeinschaft Elektrizitätsanwendung beim RKW und der 
Bundesinnungsverband der Elektrohandwerke. Der unge- 
wöhnlich niedrige Preis wird durch Bezuschussungen er- 
möglicht. A. Herhahn 


Die öffentliche Elektrizitätsversorgung im Bundesgebiet und 
West-Berlin 1960. Hrsg. Vereinigung Deutscher Elek- 
trizitätswerke — VDEW. 48 S., zahlr. B. u. Taf., Format 
DIN A 4. Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elek- 
trizitätswerke mbH — VWEW, Frankfurt am Main 1961. 
Einzelpreis 6,— DM, ab 10 Exemplaren 5,50 DM, ab 50 
Exemplaren 5,— DM. 


Die in jährlicher Folge erscheinende repräsentativ ge- 
staltete Broschüre ‚Die öffentliche Elektrizitätsversorgung 
im Bundesgebiet und West-Berlin‘ liegt jetzt für das Be- 
richtsjahr 1960 vor. Sie zeigt in lebendigen und eindrucks- 
vollen bildlichen und graphischen Darstellungen den Fort- 
schritt und die Entwicklung der öffentlichen Elektrizitäts- 
versorgung in der Bundesrepublik. 7 


Technische Richtlinien für Kondensatorrohre aus Nicht- 
eisenmetallen. Hrsg. Vereinigung Deutscher Elektrizitäts- 
werke — VDEW — und Vereinigung Industrielle Kraft- 
wirtschaft — V.I.K. 2. Ausg.,34 S., Format DIN A 5. 
Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elektrizitäts- 
werke mbH — VWEW, Frankfurt am Main 1961. 
Preis kart. 4,— DM. 


Die Neufassung des Normblattes DIN 1785 „Rohre aus 
Kupfer und Kupferlegierungen für Kondensatoren und 
Wärmetauscher‘ (Fassung Mai 1956) und neuere Erfah- 
rungen machten eine Überarbeitung der 1. Ausgabe dieser 
Richtlinien notwendig. Sie bilden eine wichtige Ergänzung 
zu dem Normblatt und enthalten die neuen Erkenntnisse 
— auch hinsichtlich des Werkstoffes —, die sich aus dem 
Bau und Betrieb von Kondensatoren ergeben und sich nicht 
in ein Normblatt aufnehmen lassen. 


Der Abschnitt A „Werkstofffragen und Güteprüfung‘“ 
wurde dem Normblatt DIN 1785 angepaßt. Darüber hinaus 
sind unter anderem noch Hinweise über Legierungszusätze 
bei Sondermessing gegeben. Der Abschnitt ‚Die Korrosion 
an Kondensatorrohren aus Nichteisenmetallen‘‘ wurde we- 
sentlich erweitert unter Berücksichtigung neueren Schrift- 
tums und der gesammelten Betriebserfahrungen. Die Ka- 
pitel I bis III behandeln die Ursachen der Korrosion, die 
Schutzschichten und die Legierungskomponenten hinsicht- 
lich ihrer Einflüsse auf den Korrosionsschutz und die An- 
forderungen an besonders aufgebrachten Schutzüberzügen. 
Zwei weitere Kapitel befassen sich mit der Zusammensetzung 
des Kühlwassers und seinem jeweiligen Einfluß auf die Kor- 
rosion sowie mit der Kondensator- und Kühlwasserreini- 
gung. Schließlich wird im Kapitel VI ein wichtiger Hinweis 
für die interne Betriebsstatistik gegeben. Ein ausführliches 
Schrifttumverzeichnis bietet die Möglichkeit zum Studium 
einzelner Probleme. r 
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Untersuchung einer neuen synthetischen Prüfschaltung zur 
Prüfung von Hochleistungsschaltern. Von E. Pflaum. 
116 S., 34 B., Format DIN A 5. Diss. TU Berlin 1960. 


Die Abschaltleistung eines Schalters läßt sich bekanntlich 
nicht durch Berechnung, sondern nur durch Kurzschluß- 
versuche einwandfrei bestimmen. Die ständige Steigerung 
der Kurzschlußleistung in den Energieversorgungsnetzen 
erfordert den Bau von Schaltern immer höherer Abschalt- 
leistung und zwingt so auch zu einer ständigen Erhöhung 
der Prüffeldleistungen. Aus wirtschaftlichen Gründen hat 
man schon seit jeher versucht, die Prüffeldleistungen durch 
Kunstschaltungen zu erhöhen. Da die Abschaltleistung 
eines Schalters das Produkt aus dem vor der Abschaltung 
fließenden Kurzschlußstrom und der nach der Abschaltung 
wiederkehrenden Spannung ist, liegt es nahe, den vollen 
Kurzschlußstrom mit verminderter Spannung zu erzeugen 
und die wiederkehrende Spannung nach dem Nulldurch- 
gang des Stromes einer fremden Spannungsquelle zu ent- 
nehmen. 


Die Schwierigkeit dieses Verfahrens liegt darin, daß der 
Nulldurchgang des Stromes nicht hinreichend genau erfaß- 
bar ist, die wiederkehrende Spannung aber in diesem Augen- 
blick genau zugeschaltet werden muß, damit die Beanspru- 
chung des Schalters der Wirklichkeit voll entspricht. Die 
einzige bisher bekannte Kunstschaltung, die diese Bedin- 
gung einwandfrei erfüllt, ist die Weil-Dobke-Schaltung, bei 
der die Zuschaltung des Hochspannungskreises vor dem 
Nulldurchgang des Kurzschlußstromes erfolgt und durch 
Überlagerung eines Schwingstromes aus dem Hochspan- 
nungskreis ein pausenloser Anstieg der wiederkehrenden 
Spannung gewährleistet ist. 


Die in der Dissertationsschrift des Verfassers untersuchte 
neue Kunstschaltung umgeht diese Schwierigkeit dadurch, 
daß sie für den ersten Anstieg der wiederkehrenden Span- 
nung die Einschwingspannung des Hochstromkreises ver- 
wendet und den Hochspannungskreis so rechtzeitig zu- 
schaltet, daß ebenfalls ein pausenloser Anstieg der Wieder- 
kehrspannung gewährleistet ist. Die Einschwingspannung 
des Hochstromkreises selbst schaltet über eine Steuerfun- 
kenstrecke den Hochspannungskreis zu. Die Prüfschaltung 
wurde mit Hilfe einer Mittelspannunges-Modellanlage ein- 
gehend untersucht und die günstigste Dimensionierung des 
Hochstrom- und Hochspannungskreises sowie der Steuer- 
und Meßeinrichtung bestimmt. Insbesondere wurde erreicht, 
daß die Zuschaltung des Hochspannungskreises über die 
Steuerfunkenstrecke mit ausreichender Genauigkeit erfolgt 
und der Hochstromkreis mit Sicherheit gegen Überspan- 
nungen aus dem Hochspannungskreis geschützt ist. Die 
Prüffeldleistung ließ sich durch die neue Schaltung auf fast 
das Dreifache der Leistung des Hochstromkreises steigern. 
Die Berechnung des Verlaufs der Einschwingspannung 
stimmt mit den Meßergebnissen an der Modellanlage gut 
überein, so daß sich die Ergebnisse für den Bau einer Groß- 
anlage ohne Schwierigkeiten verwenden ließen. Die Groß- 
anlage hat mit dieser neuen Kunstschaltung einwandfreie 
Prüfergebnisse erzielt. H. Zaduk 


VDE-Vorschriften und Bestimmungen 


1. Vorschriften für Funksender, VDE 0866/6.61. 
12 S., Format DIN A 5. VDE-Verlag, Berlin-Charlotten- 
burg 1961. Preis 1,— DM. 


Mit Inkrafttreten dieser Vorschriften für Funksender 
veröffentlicht der VDE zum ersten Male Sondervorschriften 
für diesen Bereich. 


Die Vorschriften gelten sowohl für kleine transportable 
Geräte als auch für größere Anlagen. Die bisher veröffent- 
lichten internationalen Arbeiten sind bei Ausarbeitung der 
Vorschriften weitgehend berücksichtigt worden. Behandelt 
werden u. a. der Gefahrenschalter, Maßnahmen gegen Im- 
plosion und Explosion, Schutz gegen gefährliche Strahlung, 


Meßinstrumente in Hochspannungskreisen sowie die Her- 
stellung ungefährlicher Potentiale. 


2. Bestimmungen für Antennenanlagen, Teil 2 Re. 
geln für die Betriebseignung von Empfangs-Antennenan- 
lagen, VDE 0855 Teil 2/2.61. 6. S., Format DIN A5. 
VDE-Verlag, Berlin-Charlottenburg 1961. Preis 0,60 DM. 
Die am 1. Februar 1961 in Kraft getretenen neuen Regeln 

sollen zur Einführung bis zum 1. Februar 1962 die Verbind- 

lichkeit von Richtlinien haben. Mit der Neufassung berück- 
sichtigt der VDE den Stand der Technik von Einzel- und 

vornehmlich Gemeinschaftsantennenanlagen sowohl im 

LW- und MW-Bereich als auch im UKW-Ton-Rundfunk- 

und Fernsehrundfunkbereich, jedoch ohne Berücksichti- 

gung des Bereichs IV, da hier die Entwicklung noch zu sehr 

im Fluß ist. 


3. Bestimmungen für Lichtbogen-Schweißgleich- 
richter, VDE 0542/6.61. 16 S., Format DIN A 5. VDE- 
Verlag, Berlin-Charlottenburg 1961. Preis 1,20 DM. 


Neben den Schweiß-Generatoren, -Umformern und 
-Transformatoren, für die die bekannten Regeln VDE 0540/ 
5.58 und VDE 0541/5.58 gelten, haben die Lichtbogen- 
Schweißgleichrichter immer mehr an Bedeutung gewonnen, 
so daß die Aufstellung von Bestimmungen für diese dritte 
Art der Lichtbogen-Schweißgeräte sich als notwendig er- 
wies. Die Bestimmungen für diese Geräte, die meistens aus 
einem Transformator und einem nachgeschalteten Gleich- 
richtersatz bestehen, tragen dieser Kombination Rechnung 
und umfassen im Geltungsbereich die Ein- und Mehrstellen- 
Schweißgleichrichter in ihren verschiedenen Ausführungs- 
arten. Wie bei neueren VDE-Bestimmungen üblich, ist der 
Text in Vorschriften, Regeln und Erklärungen gegliedert 
worden, die sich durch ihre Druckart unterscheiden. 


Infrared Radiation. Von H. L. Hackforth. 303 S., 158 B., 
26 Taf., Format 15,5 em x 23,5 em. MeGraw-Hill Book- 
Company, Ine., New York, Toronto, London 1960. Preis 
Ganzleinen 77 s6d. 


Das vorliegende Buch behandelt in zwei großen Abschnit- 
ten die Grundlagen und die Anwendung der Infrarotstrah- 
lung. Wie üblich geht der Verfasser von den Gesetzen der 
schwarzen Strahlung aus, die dann durch die Kirchhoff- 
schen und Lambertschen Regeln ergänzt werden. Man er- 
kennt aber schon früh, daß hier passive und aktive Verfah- 
ren zur Beobachtung der Umwelt mittels Infrarotstrahlung 
im Vordergrund stehen. So findet man in dem Buch z.B. auf 
Seite 38 Abbildungen von einem Kraftwerk oder von einem 
Automobil, aufgenommen mit ihrer eigenen Wärmestrah- 
lung. Ein besonderes Kapitel ist der Durchlässigkeit der 
Atmosphäre gewidmet. Wichtig für den Praktiker sind die 
Kapitel, in denen die optischen Werkstoffe und die Strah- 
lungsempfänger besprochen werden. Bei den letztgenannten 
fallen besonders die Mosaikzellen und die Bildwandler ins 
Auge. Auch die pneumatischen Empfänger und die Ölfilm- 
anordnung nach Ozerny werden behandelt. 


Der zweite Abschnitt des Buches ist den Anwendungen 
der Infrarotstrahlung gewidmet. Auch hier handelt es sich 
nur um Methoden, die Informationen über die Umwelt lie- 
fern, also z.B. um Pyrometer, Infrarotkameras, Spektral- 
photometer, Infrarot-Fernrohre, -Mikroskope usw. 


Neben die Infrarotspektren, die zur Zeit die wichtigste 
wissenschaftliche Anwendung sein dürften, sind in den letz- 
ten Jahren viele andere Methoden, z.B. in der Astronomie, 
der Meteorologie und der Raumforschung getreten. Auch 
die militärischen Anwendungen werden kurz gestreift. So 
findet man z.B. einige Hinweise auf den deutschen Bild- 
wandler Uhu aus dem letzten Krieg. 


Das Buch ist angenehm zu lesen und gut ausgestattet. Es 
wird allen denen von Nutzen sein, die sich über die wissen- 
schaftlichen Anwendungen der Infrarot-Strahlung unter- 
richten wollen. J. Euler 
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Persönliches z 


Am 8. November 1961 vollendet 
Dr.-Ing. Wilhelm Zimmermann sein 
70. Lebensjahr. Vor mehr als 33 Jah- 
ren übernahm er bei der damaligen 
VdEW unter Dr. Passavant die 
Leitung der Elektrotechnischen Ab- 
teilung, die er bis Kriegsende inne- 
hatte. Dabei oblag ihm neben der 
Betreuung des damaligen Ausschus- 
ses I „Elektrotechnik“ und seiner 
Unterausschüsse auch die Aufgabe, 
die Belange der Elektrizitätswirt- 
schaft in den einschlägigen VDE- 


> 


Kommissionen, wie insbesondere der „Errichtungs-Kom- 
mission‘, der Kommission für Installationsmaterial und 


dem Prüfstellen-Ausschuß, wahrzunehmen, in denen er 
heute noch als von der VDEW delegiertes Mitglied tätig ist. 

Auch an der übernationalen Zusammenarbeit in Europa, 
die nach dem ersten Weltkrieg in der ‚„‚Installations-Fragen- 
Kommission“ (IFK) mit dem Ziel der Vereinheitlichung 
sowie der Qualitätsverbesserung und damit der Erhöhung 
der Sicherheit elektrischer Gebrauchsgeräte in Gang kam, 
ist Zimmermann maßgeblich beteiligt gewesen. So nimmt er 
auch heutenoch an den Beratungen der aus diesen Anfängen 
nach dem zweiten Weltkrieg hervorgegangenen CEE, in der 
heute Fachleute aus 16 europäischen Ländern mitwirken, als 
Beauftragter des Deutschen Komitees der CEE teil. Auf 
Grund des Ansehens, das er auch in ausländischen Fach- 
kreisen genießt, ist er zum Vorsitzenden des CEE-Komitees 
für Gerätesteckvorrichtungen berufen worden. Auch durch 
die ihm übertragene offizielle deutsche Übersetzung der 
bisher insgesamt 20 CEE-Publikationen aus dem französi- 
schen und englischen Urtext hater zur Förderung der über- 
nationalen Zusammenarbeit beigetragen. 


Schließlich hat er sich auch um die Erhaltung der Ver- 
mögenswerte der VdEW in Berlin verdient gemacht; 
denn seiner Initiative war es im wesentlichen zu verdanken, 
daß das im Kriege stark beschädigte Geschäftshaus der 
VdEW am Nollendorfplatz in Berlin für die VDEW als 
der Funktionsnachfolgerin der VdAEW erhalten und 
wieder aufgebaut werden konnte. Von hier aus hält er die 
Verbindung zu unseren Kollegen in Mitteldeutschland auf- 
recht als Bindeglied zwischen Ost und West in einer schwe- 
ren Zeit. Schr 

* 


Am 26. Oktober 1961 wurde Direktor Dipl.-Ing. Eduard 
Doka, Stadtwerke Mannheim, 60 Jahre alt. Geboren in 
Wama in der Bukowina, besuchte Eduard Doka die Deut- 
sche Elementar- und Oberrealschule in Bukarest und die 
Oberrealschule in Ravensburg (Württemberg) und studierte 
an der TH Stuttgart Elektrotechnik. Nach der Diplomprü- 
fung war er zunächst Assistent, dann Konstruktionsinge- 
nieur am Lehrstuhl für elektrische Maschinen und Anlagen 
an der TH Stuttgart. Das Arbeitsgebiet bot unter anderem 
Gelegenheit, sich im Zusammenhang mit der Elektrizitäts- 
versorgung auch mit der Energiewirtschaft im weiteren 
Sinne zu befassen. 1935 trat Eduard Doka zu den Techni- 
schen Werken der Stadt Stuttgart (TWS) über, wo er als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter für energiewirtschaftliche 
Fragen tätig war. Ende 1941 wurde Doka die Betriebslei- 
tung des Dampfkraftwerkes der TWS und zweier benach- 
barter Wasserkraftwerke am Neckar übertragen. 1946 über- 
nahm er die Bearbeitung energiewirtschaftlicher Sonderauf- 
gaben. 1949 wurde Doka zum Oberbaurat ernannt, 1956 
zum Direktor befördert. Ende 1957 berief der Gemeinderat 
der Stadt Mannheim Eduard Doka zum Werkleiter der 
Stadtwerke Mannheim — Wasser, Gas- und Elektrizitäts- 
betriebe. Seit Juli 1958 ist er Vorstandsmitglied der Gas- 
und Wasserwerke Rhein-Neckar AG und seit Oktober 1959 
Vorsitzender des Vorstandes. 


Eduard Doka ist Mitglied des Vorstandsrates der Vereini- 
gung Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) sowie der Vor- 
stände des Verbandes der Elektrizitätswerke Baden-Würt- 
temberg, des Verbandes der Gas- und Wasserwerke Baden- 
Württemberg und des Technischen Überwachungsvereins 
Mannheim. Weiterhin gehört er verschiedenen Ausschüssen 
der Fachorganisation und dem Industrieausschuß der 
Industrie- und Handelskammer Mannheim an. of 


* 


Am 17. Oktober 1961 beging der Generaldirektor der 
Felt2en & Guilleaume Carlswerk AG, Köln-Mülheim, Dr.rer. 
pol. Joseph Horatz, sein vierzigjähriges Dienstjubiläum. 
Horatz promovierte nach dem Studium der Volkswirtschaft 
im Jahre 1921 über die Entwicklung der deutschen Kabel- 
gesellschaften und trat im gleichen Jahr in das Carlswerk 
ein, wo er 1932 Prokura erhielt und 1938 in den Vorstand 
der Kabelwerk Wilhelminenhof AG, der Berliner Tochter- 
gesellschaft von F&G, berufen wurde. Nach dem zweiten 
Weltkrieg trat er in den Vorstand von F&G ein und wurde 
1950 zum Vorsitzer des Vorstandes und Generaldirektor er- 
nannt. Besondere Verdienste hat sich Dr. Horatz um den 
Wiederaufbau des durch den Krieg stark in Mitleidenschaft 
gezogenen F& G-Konzerns gemacht. fi 


* 


Direktor Dr. Franz von Cosel konnte am 1. November 
1961 auf eine 40-jährige Tätigkeit bei der Allgemeinen 
Elektricitäts-Gesellschaft zurückblicken. Ihm ist die Lei- 
tung der Berliner Verwaltung der AEG übertragen; außer- 
dem gehört er dem Vorstand der Elektrofinanz AG und der 
Nationalen Automobil-Gesellschaft AG sowie der Geschäfts- 
führung der Werkstätten und Wohnungen GmbH, der Bor- 
sig-Lokomotiv-Werke GmbH und einer Reihe von Grund- 
stücks- und Wohnungsbaugesellschaften an. Daneben be- 
kleidete er im Laufe der Jahre zahlreiche öffentliche Ehren - 
ämter. fi 


Briefe an die Schriftleitung | 


DK 621.316.9.053.24 
Die FI-Schutzschaltung in Netzen mit Nullung 
Zusehrift 


In dem in Elektrizitätswirtschaft Bd. 59 (1960) S. 838 bis 
840 veröffentlichten Aufsatz geht der Verfasser davon aus, 
daß auch eine zwangsläufige Erdung mit niedrigen Erdungs- 
widerständen der Schutzleitung oder der zu schützenden 
Geräte bei der Fehlerstrom-Schutzschaltung mit dem Null- 
leiter verbunden werden müsse, wenn im übrigen Leitungs- 
netz die Nullung als Schutzmaßnahme angewendet wird. Die 
zwangsläufig geerdete Schutzleitung wäre dann als Einzel- 
erdung zu betrachten, und bei Versagen des Fehlerstrom- 
schutzschalters könnte sie bei einem auftretenden Körper- 
schluß zu einer Gefahr für die genullten Anlageteile im übri- 
gen Leitungsnetz werden. Damit diese Gefahr nicht auf- 
tritt, möchte der Verfasser auch bei der Fehlerstrom- 
Schutzschaltung den Nulleiter mit dieser Erdung verbun- 
den haben, und zwar vor dem Fehlerstrom-Schutzschalter. 


Hierzu ist folgendes zu sagen: In den VDE-Bestimmun- 
gen 0100/11.58, $ 12 N wird wohl bei der Fehlerspannungs- 
Schutzschaltung die Verbindung eines guten Erders mit 
dem Nulleiter verlangt, und dies mit Recht; denn bei dieser 
Schutzmaßnahme liegen wesentlich andere Verhältnisse vor 
als bei der Fehlerstrom-Schutzschaltung. Die Fehlerspan- 
nungs-Schutzschaltung kann durchaus in Ordnung sein; 
trotzdem braucht der Schalter bei einem auftretenden Kör- 
perschluß nicht auszulösen, weil eine unzulässige Berüh- 
rungsspannung infolge des niedrigen Erdungswiderstandes 
der Schutzleitung in der Anlage nicht auftritt. Der größte 
Teil der Spannung gegen Erde tritt dann am Nulleiter ge- 
gen Erde auf, wie der Verfasser völlig richtig in Bild 1 seines 
Aufsatzes nachweist. 


Die Fehlerspannungs-Schutzschaltung ist im wesentli- 
chen spannungsabhängig, wogegen man bei der Fehler- 
strom-Schutzschaltung grundsätzlich von einer stromab- 
hängigen Schutzmaßnahme sprechen kann. Es spielt hier 
also keine Rolle, wie niedrig der Erdungswiderstand der 
Schutzleitung ist; denn bei einem Erdschlußstrom, der über 
dem Auslösestrom liegt, wird der Schalter immer auslösen. 

Die VDE-Kommission 0100 ist beim Aufstellen der Be- 
stimmungen davon ausgegangen, daß nur dort eine Verbin- 
dung verlangt werden kann, wo durch die Eigenart der 
Schutzmaßnahme bei einem auftretenden Körperschluß 
nicht abgeschaltet wird und somit für die im Leitungsnetz 
vorhandenen genullten Anlageteile eine Gefahr bestehen 
könnte. Die Nullung soll durch diese Forderung keinesfalls 
beschränkt werden. Es ist schon richtig, wenn der Verfasser 
sagt, daß diese Forderung in den $ 12 N übernommen wer- 
den müsse, was durch die Kommission auch inzwischen ge- 
schehen ist. 

Bisher war es nicht üblich, eine Schutzmaßnahme durch 
eine andere Schutzmaßnahrme zu überwachen oder zu 
schützen; denn die Gefahr, die hier von dem Verfasser ge- 
sehen wird, tritt doch nur dann auf, wenn der Fehlerstrom- 
Schutzschalter schadhaft ist. Auch würde man durch diese 
Bestimmung eine Schutzmaßnahme diskriminieren oder 
man müßte bei den Schutzmaßnahmen mit Schutzleiter, die 
ja letzten Endes alle mehr oder weniger Mängel aufweisen, 
wiederum Bestimmungen aufstellen, die Maßnahmen vor- 
sehen, daß bei Versagen der eigentlichen Schutzmaßnahme 
eine andere wirksam wird. Dies würde jedoch zu weit führen 
und darf auch keinen Niederschlag in den VDE-Bestim- 
mungen finden. 


Der Vorschlag, bei der Fehlerstrom-Schutzschaltung den 
Nulleiter vor dem Schalter mit den zu schützenden gut ge- 
erdeten Betriebsmitteln zu verbinden, zeigt schon, daß eine 
Verbindung des Anlagen-Nulleiters wie bei der Fehlerspan- 
nungs-Schutzschaltung keinesfalls befürwortet werden 
kann. Es wäre doch sinnvoller, entweder die Fehlerstrom- 
Schutzschaltung oder die Nullung anzuwenden; denn in 
beiden Fällen — Nullung oder Fehlerstrom-Schutzschaltung 
mit Verbindung zwischen Nulleiter und den zu schützenden 

‚geerdeten Betriebsmitteln — müssen ja die Nullungsbedin- 
gungen im Verteilungsnetz erfüllt sein. R. Meckel 


Erwiderung 


R. Meckel weist mit Recht darauf hin, daß der FU- 
Schutzschalter schon bei ordnungsmäßigem Arbeiten zu 
einer Gefährdung der genullten Abnehmer des gleichen 
Netzes führen kann, wenn bei niedrigen Erdungswiderstän- 
den die Bestimmung nach VDE 0100/11.58 $ 10 N b 6 nicht 
eingehalten wird, während beim FI-Schutzschalter ein Ver- 
sagen oder absichtliches Außerbetriebsetzen des Schalters 
die Vorbedingung für die gleiche Gefährdung ist. 


Ein weiterer Unterschied zwischen den beiden Schaltun- 
gen besteht darin, daß beim FU-Schutzschalter die in der 
genannten VDE-Bestimmung bei kleinem Erdungswider- 
stand geforderte Verbindung zwischen Schutzleiter und 
Mittelpunktleiter hergestellt werden kann, ohne daß in der 
betreffenden Anlage die Nullungsbedingungen erfüllt sein 
müssen. Da Schutzleiter und Mittelpunktleiter hierbei hin- 
ter dem FU-Schutzschalter miteinander verbunden werden 
und der Mittelpunktleiter vom FU-Schutzschalter mit un- 
terbrochen wird, kann eine Gefährdung in der Anlage bei 
richtiger Schaltung trotz Nichterfüllen der Nullungsbedin- 
gungen nicht eintreten, solange der FU-Schutzschalter ein- 
wandfrei arbeitet. Beim FI-Schutzschalter ist dagegen für 
die Verbindung nach Bild 3 meines Aufsatzes Vorausset- 
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‘ vor, daß die Typenprüfung als bestanden gelten soll, wenn 


Elektrizi 


zung, daß die Nullungsbedingungen erfüllt sind. Wenn der 
letzte Absatz der Einsendung von R. Meckel besagen soll, 
daß in diesem Fall auf den FI-Schutzschalter überhaupt 
möglichst verzichtet und die Nullung angewendet werden ' 
sollte, so stimme ich mit ihm völlig überein. 
Leider ist aber festzustellen, daß der FI-Schutzschalter 
bisweilen als Allheilmittel angesehen zu werden scheint, das 
auch in genullten Netzen einzusetzen ist. Ich brauche hierzu 
nur den FI-Schutzschalter in Baustellenverteilern und den 
Entwurf VDE 0100 a/...60 $ 56 N zu nennen. Auf die dabei 
möglicherweise entstehenden Gefährdungen hinzuweisen, | 
war der Hauptzweck meines Aufsatzes. Er ist übrigens 
durch einen Fall der Praxis angeregt worden, wo in einer | 
Anlage mit außergewöhnlich niedrigem Erdungswiderstand 
die FI-Schutzschalter wegen zu häufigen Ansprechens still- 
gelegt worden waren. Aber abgesehen von einem solchen 
willkürlichen Eingriff wird man vor allem ein Versagen des 
FI-Schutzschalters bei mangelnder Pflege nicht außer acht 
lassen dürfen. Die Vorträge und Diskussionsbeiträge auf der 
VDEW-Jahresversammlung 1960, die diese Auffassung 
stützen, und bei denen auch R. Meckel selbst gewisse Be- 
denken gegen ein dauerndes sicheres Funktionieren der | 
Schutzschalter geäußert hat, habe ich bereits in meinem 
Aufsatz erwähnt. Der Entwurf VDE 0664/...61 „Leitsätze 
für Fehlerstrom-Schutzschalter bis 500 V Wechselstrom 
und bis 63 A“ holt zwar nunmehr die Aufstellung von Prüf- 
bedingungen für den FI-Schutzschalter nach, sieht aber 


ein Prüfling in einer der beiden Prüfreihen versagt, jedoch 
ein weiterer Prüfling dann diese Prüfreihe besteht. Eine 
solche erleichternde Prüfbedingung ist mir in keiner ver- 
gleichbaren VDE-Bestimmung bekannt und gibt doch zu 
denken. r 

Würde bei einem Versagen des Schalters oder bei einem 
absichtlichen Totlegen nur eine Gefährdung in der durch 
den Schalter zu schützenden Anlage eintreten, so könnte 
man sich trotzdem der von R. Meckel vertretenen Auffas- 
sung anschließen; denn schließlich sind Schutzmaßnahmen 
gegen zu hohe Berührungsspannung nach wie vor nur Be- 
helfsmaßnahmen, die eine ordnungsmäßige Bauart der An- 
lage und Geräte nicht ersetzen können. Die Gefahr liegt 
aber gerade darin, daß der Fehler in der fehlerhaften An- 
lage unter Umständen überhaupt nicht bemerkt wird, da- 
für aber zahlreiche andere Abnehmer des gleichen Netzes 
gefährdet werden können. 


@. Biegelmeier, Wien, hat mich dankenswerterweise dar- 
auf aufmerksam gemacht, daß bei der Schaltung nach 
Bild 3 meines Aufsatzes der FI-Schutzschalter ein ausrei- 
chendes Schaltvermögen haben müsse. Das gleiche gilt für 
den nach VDE 0100 $ 10a 6 angeschlossenen FU-Schutz- 
schalter. Das in VDE 0663/11.53 und im Entwurf VDE 
0664/...61 festgelegte Schaltvermögen der Schutzschalter, 
die hiernach nur als Lastschalter mit I, = I, auszulegen 
sind, dürfte jedenfalls häufig nicht ausreichen, wenn ein sat- 
ter Körperschluß den Schalter zur Auslösung bringt, bevor 
die vorgeschaltete Sicherung durchschmelzen kann. Diese 
Entwicklung hat — wie mir erst durch Zuschrift von @. Bie- 
gelmeier bekannt geworden ist — in Österreich zur Entwick- 
lung eines besonderen ‚„Nullungsschutzschalters‘‘ geführt, 


der bei erhöhtem Schaltvermögen die Verbindungnach Bild3 
vorsieht. 


Es liegt mir fern, die Schutzschaltung als Schutzmaß- 
nahme zu diskriminieren. Die Grenzen ihrer zweckmäßigen 
Anwendbarkeit sollte man dennoch, ebenso wie bei jeder 
anderen Schutzmaßnahme gegen zu hohe Berührungsspan- 
nung, beachten. J. Tuercke 
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